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131. Änderung des Flächennutzungsplanes  
(Freiflächen Photovoltaik) – Teilpläne 1 – 4 alt,  

Neufassung und Digitalisierung 
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB vom 07.10.2024 bis 08.11.2024 

hier: Übersicht der bisherigen Stellungnahmen 
 
 

I. Behörden 
 

 
Geäußerte Belange Bewertung aus der Sicht der Verwaltung 

 
 

1. Landkreis Gifhorn vom 06.11.2024   

Ortsplanung 
 
Gegen die o.g. Änderung des Fläch ennutzungs-
plans der Stadt Gifhorn bestehen vorbehaltlich 
einer abschließenden Prüfung im Genehmi-
gungsverfahren grundsätzlich keine Bedenken. 
 
Im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung habe 
ich keine Anregungen. Der Umweltbericht ist 
gemäß der Anlage 1 zum Baugesetzbuch abzu-
fassen. 
 
Es ist darauf zu achten, dass im weiteren Ver-
fahren die Verfahrens- und Formvorschriften 
des Baugesetzbuches eingehalten werden. 
 
Brandschutz 
 
Allgemein: 
Zur Sicherstellung der Löschwasserbereitstel-
lung wurden durch den Planaufsteller keine 
oder geringe Angaben gemacht. 
 
Zur Sicherstellung der erforderlichen Löschwas-
serversorgung gehört neben der abhängigen 
Löschwasserversorgung (Hydranten im Trink-
wassernetz) auch eine unabhängige Löschwas-
serversorgung (z.B. Löschwasserbrunnen).  
Die Wasserversorgungsunternehmen gehen, 
aus trinkwasserhygienischen Gründen, zwi-
schenzeitlich dazu über die vorhandenen Ver-
sorgungsleitungen mit geringeren Rohrdurch-
messern zu versehen, um die Verkeimung des 
Trinkwassers so gering wie möglich zu halten. 

  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
Die Verfahrens- und Formvorschriften wer-
den beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Brandschutz werden zur 
Kenntnis genommen und in den betreffen-
den Abschnitt der Begründung, entsprechend 
der Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung, mit aufgenommen. 
Die Vorgehensweise dient der umfassenden 
Information für die verbindliche Bauleitpla-
nung und der allgemeinen Planungssicher-
heit. 
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In Neubaugebieten werden daher auch Lei-
tungsnetze mit geringen Rohrdurchmessern 
verbaut. Die geringen Rohrdurchmesser führen 
dazu, dass über das Hydrantennetz nicht die er-
forderliche Löschwassermenge zum Grund-
schutz zur Verfügung gestellt werden kann. 
Zu dem Bauvorhaben wird nach Prüfung der 
vorliegenden Unterlagen aus brandschutztech-
nischer Sicht wie folgt Stellung genommen: 
 
Gebietstypik: 
Unzureichende Angaben zur Gebietstypik, da-
her kann keine Aussage zum Löschwasserbe-
darf getroffen werden. 
 
Bemessung: 
Gegen die o. g. Flächennutzungsplanänderung 
bestehen gemäß der zurzeit vorgelegten Zeich-
nungen und Beschreibungen in brandschutz-
technischer Hinsicht keine Bedenken, wenn 
nachfolgende Bedingungen erfüllt bzw. Aufla-
gen aufgenommen und bei der Planerstellung 
und Ausführung der Erschließung beachtet 
werden: 
 
1. Zum Grundschutz hat die Löschwasserbe-

reitstellung für die geplanten Gebietstypen 
für zwei Stunden als Löschwassergrundsi-
cherung durch die Gemeinde zu erfolgen. 
Kann der Bedarf nicht durch die öffentliche 
Wasserversorgung (Hydrantennetz) oder 
unerschöpfliche Wasserquellen zur Verfü-
gung gestellt werden, ist der Löschwasser-
bedarf über unabhängige Löschwasserent-
nahmestellen (z.B. Löschwasserbrunnen, 
Löschwasserteiche, etc.) sicherzustellen. 
Die Wasserentnahmestellen dürfen nicht 
weiter als 300 m vom jeweiligen Objekt 
entfernt sein. Die erste Löschwasserent-
nahmestelle sollte nicht weiter als 75 m 
Lauflinie von den entsprechenden Gebäu-
den entfernt sein. Der tatsächliche Lösch-
wasserbedarf und die Lage der Löschwas-
serentnahmestellen sind mit dem Ge-
meinde-/Samtgemeinde-/Stadtbrandmeis-
ter festzulegen. Dies entspricht der Fach-
empfehlung „Löschwasserversorgung aus 
Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ 
der AGBF, des DFV und des DVGW (Stand 
04/2018). 

 
2. Werden in den geplanten Gebietstypen 

größere Objekte angesiedelt (z.B. Alten- 
und Pflegeheime, Sonderbauten u. ä.) ist 
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zum vorhandenen Grundschutz zusätzlich 
Löschwasser für den Objektschutz erforder-
lich. Die erforderliche Löschwassermenge 
für den Objektschutz richtet sich nach der 
Art und der Größe des Objektes. 

 
3. Liegen Gebäude mehr als 50 m von der öf-

fentlichen Verkehrsfläche entfernt oder 
liegt die oberste Wandöffnung oder sons-
tige Stellen die zum Anleitern bestimmt 
sind mehr als 8 m über der Geländeoberflä-
che, sind befestigte Zu - und Durchfahrten 
erforderlich und entsprechende Wende-
möglichkeiten (Wendehammer) für Feuer-
wehrfahrzeuge mit einer Achslast von bis 
zu 10 t und einem zulässigen Gesamtge-
wicht bis zu 16 t vorzusehen. §1 DVO-
NBauO 

 
Hinweis: 
Zu allen Grundstücken und Gebäuden sollte 
eine Zufahrt für Feuerwehr- und Rettungsfahr-
zeuge in einer Breite von mindestens 3,00 m 
vorgesehen werden. (§4 NBauO in Verbindung 
mit §§1 und 2 DVO-NBauO und der Richtlinie 
über Flächen für die Feuerwehr) 
 
Kreisarchäologie 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Daten zu 
archäologischen Fundstellen auf nachfolgen-
den Planungsebenen berücksichtigt werden 
sollen. 
Für die Mehrzahl der Änderungsbereiche liegen 
derzeit solche Daten nicht vor. 
Im Sinne einer möglichst frühzeitigen Informa-
tion soll hier jedoch darauf hingewiesen wer-
den, dass aufgrund der topographischen Ver-
hältnisse in den Änderungsgebieten PV.2 und 
PV.3 eine erhöhte Wahrscheinlichkeit des Auf-
tretens archäologischer Funde gegeben ist. 
Im Änderungsbereich L.7 sind 15 archäologi-
sche Fundstellen bekannt (Bodendenkmale ge-
mäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denk-
malschutzgesetzes – NDSchG). 
Die archäologischen Prospektionen in den Än-
derungsgebieten P.1 bis P.4 sind noch nicht ab-
geschlossen. Diese Prospektionen umfassen le-
diglich oberflächliche Begehungen mit und 
ohne Metalldetektor. 
 
Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodenein-
griffen archäologische Denkmale auftreten, die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme der Kreisarchäologie wird 
zur Kenntnis genommen. Die Hinweise zu 
den Erfordernissen der archäologischen 
Denkmalpflege werden in die Begründung 
aufgenommen. Die Vorgehensweise dient 
der umfassenden Information für die ver-
bindliche Bauleitplanung und der allgemei-
nen Planungssicherheit insbesondere hin-
sichtlich des erforderlichen Zeitaufwandes 
für die archäologische Denkmalpflege.  
Da sich derzeit lediglich ein Bebauungsplan 
innerhalb der Fläche PV.1 in einer sehr frü-
hen Verfahrensphase befindet, ist davon aus-
zugehen, dass es für die Kreisarchäologie 
ausreichend Zeit geben wird, um mit Pros-
pektionen und Begehungen fortzufahren, be-
vor es zu bodenverändernden Baumaßnah-
men kommen wird. 
 
 
 
 
Der Hinweis zur Handhabung und Vorgehens-
weise bei möglichen archäologischen Funden 
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durch diese Maßnahmen nicht entdeckt wer-
den können. Solche Funde oder Befunde sind 
unverzüglich der zuständigen Unteren Denk-
malschutz-behörde / der Kreis- und Stadtarchä-
ologie Gifhorn zu melden (§ 14 Abs. 1 NDSchG). 
Möglicherweise auftretende Funde und Be-
funde sind zu sichern, die Fundstelle unverän-
dert zu belassen und vor Schaden zu schützen 
(§ 14 Abs. 2 NDSchG). 
 
Sichere Angaben über das tatsächliche Vorhan-
densein, die genaue Ausdehnung und den Er-
haltungsgrad denkmalwerter Substanz im Bo-
den können erst nach der Anlage archäologi-
scher Suchschnitte getroffen werden. Diese 
dürfen nur im Einvernehmen mit der Unteren 
Denkmalschutzbehörde / Kreis- und Stadtar-
chäologie Gifhorn durchgeführt werden. 
 
Untere Wasserbehörde 
 
Grundwasser:  
 
Einige der angeführten Flächen befinden sich 
im Trinkwassergewinnungsgebiet Gifhorn. Die 
geplanten Nutzungen stehen dem Schutzzweck 
nicht generell entgegen. 
 
Oberflächengewässer: 
 
Änderungsbereich G.3: 
 
Die Fläche des Seerosenteiches soll gemeinsam 
mit der nördlich angrenzenden Fläche als Grün-
fläche dargestellt werden. Die Fläche des Ge-
wässers ist als Wasserfläche darzustellen. 
 
Änderungsbereiche PV.1, PV.2 und PV.4: 
 
In und an den Änderungsbereichen PV.1, PV.2 
und PV.4 verlaufen Gewässer III. Ordnung. 
Gemäß Schau- und Unterhaltungsordnung für 
die Gewässer dritter Ordnung ist ein beidseiti-
ger 5 m breiter Streifen entlang der oberen Bö-
schungskante so zu bewirtschaften, dass die 
Unterhaltung nicht beeinträchtigt wird. Bei der 
Beplanung der Flächen ist zu beachten, dass 
dieser Streifen freigehalten wird und mit 
Räumgeräten befahrbar sein muss, soweit er 
nicht bereits jetzt mit Gehölzen bestanden ist. 
 
An Gewässern dritter Ordnung ist nach § 38 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 58 Nie-
dersächsisches Wassergesetz (NWG) beidseits 

und Befunden durch zukünftige Vorhabenträ-
ger, wird in die Begründung übernommen.  
Die Vorgehensweise dient der umfassenden 
Information und der allgemeinen Planungssi-
cherheit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Darstellung in der digitalisierten Fassung 
des Flächennutzungsplanes wird geprüft und 
an Hand des Kartenbestandes und der Luft-
bilder, erforderlichenfalls, entsprechend an-
gepasst. Die Vorgehensweise dient der kor-
rekten Plandarstellung. 
 
Die Hinweise zur Bewirtschaftung und Unter-
haltung der Gewässer dritter Ordnung wer-
den, entsprechend der Ebene der vorberei-
tenden Bauleitplanung, zur Beachtung bei 
der weiteren Realisierung, in die Begründung 
und den Umweltbericht übernommen. 
 
Auf Ebene der Bebauungspläne werden kon-
krete Maßnahmen zum Schutz von und Ab-
ständen zu Gewässern III. Ordnung festge-
setzt. Die Vorgehensweise dient der Rechtssi-
cherheit. 
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ein 3 m breiter Gewässerrandstreifen ab Bö-
schungsoberkante festgesetzt. 
 
Im Gewässerrandstreifen und Unterhaltungs-
streifen dürfen keine Veränderungen der Ober-
fläche erfolgen, auch keine Aufschüttungen 
oder Lagerung von Gegenständen. 
Im Gewässerrandstreifen vorhandene stand-
ortgerechte Gehölze müssen erhalten werden. 
 
Die Gewässer dürfen nicht überbaut werden. 
Anlagen in, an, über oder unter Gewässern, 
z.B. auch Überfahrten oder Zaunanlagen, be-
dürfen der wasserrechtlichen Genehmigung. 
 
Die Gewässer sind zzgl. der Gewässerrandstrei-
fen und Unterhaltungsstreifen (mindestens 5 m 
beidseits ab Böschungsoberkante) den o.g. 
Vorgaben entsprechend in den Bebauungsplä-
nen zu sichern. 
 
Daten zur nachrichtlichen Übernahme:  
 
Der Landkreis Gifhorn verfügt bzgl. Oberflä-
chengewässern oder Überschwemmungsgebie-
ten über keine eigenen Daten. 
Die aktuellen Daten des NLWKN aus der Neu-
berechnung des Überschwemmungsgebiets der 
Aller wurden der Stadt Gifhorn bereits übermit-
telt. 
 
Untere Naturschutz- und Waldbehörde 
 
Folgendes ist aus Sicht der Unteren Natur-
schutzbehörde anzumerken: 
 
PV. 1 – PV. 4: 
Folgende weitere Punkte müssen bei Weiter-
verfolgung des Projekts abgearbeitet und be-
rücksichtigt werden: 
 
➢ Artenschutzrechtliche Prüfung 
➢ Prüfung auf mögliche Biodiversitätsschä-

den gem. Umweltschadensgesetz bzw. § 
19 BNatSchG 

➢ (Städtebauliche) Eingriffsregelung und 
Kompensationsplanung 

➢ Untersuchungsraum = geplanter Gel-
tungsbereich des B-Plans plus ca. 250 Me-
ter; ggf. auch größer bei Anhaltspunkten 
aus der Biotopkartierung. Im Zweifelsfall 
z.B. in Bereichen erhöhter Empfindlichkeit, 
ist der Untersuchungsraum im Laufe des 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachrichtliche Übernahme erfolgt gemäß 
der vom NLWKN übermittelten Grenzen des 
gesetzlich festgestellten Überschwemmungs-
gebietes. 
 
 
 
 
 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung 
wurden die Änderungsbereiche für die Pho-
tovoltaik überarbeitet. Es erfolgt eine Ergän-
zung der Begründung zu den naturschutz-
fachlichen Erfordernissen für die rechtssi-
chere, verbindliche Bauleitplanung. 
Da dieses Verfahren unabhängig von beglei-
tenden, verbindlichen Bauleitplanverfahren 
durchgeführt wird, wird die gewählte Vorge-
hensweise als angemessen erachtet. Auf der 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
wird kein materielles Baurecht begründet. 
Die angeführten Hinweise, hinsichtlich der 
artenschutzrechtlichen Prüfung, der Mindest-
abstände zu Waldflächen etc. sind auf die 
Ebene der Bebauungspläne anzuwenden. Für 
die, aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckelnden, Bebauungspläne für Freiflächen-
photovoltaik werden weitere Beteiligungs-
verfahren durchgeführt werden. 
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Verfahrens mit der UNB erneut abstim-
men 

➢ Zu Waldflächen ist ein Mindestabstand 
von 35 m einzuhalten. Dieser Abstand ist 
für Einzelfall immer zu prüfen und zu be-
gründen, da nach dem RROP 100m einzu-
halten sind. 

➢ Brutvögel: Arten der Roten Liste, EU-VSRL 
Anh. I und streng geschützte Arten genau, 
übrige Arten halbquantitativ in Größen-
klassen. 4 Begehungen von Ende März bis 
Juli und je nach zu erwartenden Arten zu-
sätzlich ein bis zwei Begehungen am 
Abend. 

➢ Da der Lebensraum für die Avifauna des 
Offenlandes deutlich verkleinert wird, sind 
an anderer Stelle der Gemarkung die Le-
bensraumbedingungen für diese Arten 
z.B. Feldlerchen deutlich zu verbessern. 

➢ Im Rahmen der Begehungen zur Vogelkar-
tierung werden andere besonders ge-
schützte oder gefährdete Arten, z.B. Rep-
tilien, Amphibien, Tagfalter, Heuschre-
cken und Libellen (oder Hinweise auf ge-
schützte Arten) miterhoben (Potenzialab-
schätzung) 

➢ Fledermausjagdreviere und -quartiere Be-
reiche insbes. die Waldränder sind zusätz-
lich zu erheben (BAT-Detektor). 

➢ Bei Einzäunungen ist eine Wild- und Klein-
tierdurchlässigkeit erforderlich. 

 
G. 1 – G. 11: 
 
➢ G. 1: Der Status der Fläche kann nicht 

ganzheitlich als Grünfläche umgewandelt 
werden, da Teile der Fläche G. 1 nach dem 
NWaldLG §2 Abs. 3 und 4 als Wald einzu-
ordnen sind. 

➢ G. 2: Diese Fläche ist nach dem NWaldLG 
§2 Abs. 3 und 4 als Wald einzuordnen. 

➢ G. 3: Diese Fläche ist nach dem NWaldLG 
§2 Abs. 3 und 4 als Wald einzuordnen. 

 
G. 6: Diese Fläche ist durch seine aktuelle Nut-
zung als teilweise versiegelte Parkplatzfläche, 
sowie Teile eines Supermarktes nicht als Grün-
fläche geeignet. Hierbei handelt es sich um 
eine städtebauliche Begrünung. 
 
G. 7: Diese Fläche ist nach dem NWaldLG §2 
Abs. 3 und 4 als Wald einzuordnen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zu G.1 wird zur Kenntnis genom-
men. Über eine Digitalisierung aus dem Luft-
bild werden die Waldflächen innerhalb der 
SPE-Fläche dargestellt. Maßstabsbedingt 
werden im Detail Generalisierungen vorge-
nommen. 
Die Flächen G.2, G.3, G.7 und G.9 werden für 
das weitere Verfahren umbenannt (Neu: 
W.5, W.6, W.7 und W.8) Es erfolgt eine korri-
gierte Darstellung und die Flächen werden 
zukünftig als Wald dargestellt, da es sich um 
Wald gem. §2 Niedersächsischen Waldgeset-
zes handelt. 
Der in diesem Verfahrensschitt als „G.6“ be-
zeichnete Änderungsbereich entfällt im wei-
teren Planverfahren. 
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G. 9: Bei dem betroffenen Flurstück handelt es 
sich um eine Aufforstungsfläche. Diese ist nach 
dem NWaldLG §2 Abs. 3 und 4, als Wald zu be-
werten. 
 
L. 1 – L. 7: 
 
L. 1: Die neue Flächenausweisung bezieht das 
im Nordwesten liegende Regenrückhaltebe-
cken mit ein. Dies ist zu korrigieren. Die beste-
henden Gehölzstrukturen die sich teilweise auf 
dem Flurstück befinden sind ebenfalls zu erhal-
ten. 
 
L. 2: Die bestehenden Gehölzstrukturen die sich 
teilweise auf dem Flurstück befinden sind eben-
falls zu erhalten und zu pflegen 
 
L.4: Die betreffende Fläche kann nicht ganz-
heitlich als Fläche für die Landwirtschaft ausge-
wiesen werden, da sie im südlichen Bereich 
durch Wald nach NWaldLG §2 Abs. 3 und 4 be-
standen, als auch durch gesetzlich geschützte 
Heideflächen nach BNatSchG §30 Abs. 2 (3) 
eingenommen wird. 
 
Zu den hier nicht genannten Änderungen im 
Flächennutzungsplan gibt es keine weiteren 
Anmerkungen. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu L.1 und L.2 werden zur 
Kenntnis genommen. Der Anregung wird ge-
folgt. Das Regenwasserrückhaltebecken wird 
jedoch lediglich per Symbol dargestellt. Eine 
flächenhafte Darstellung entfällt aufgrund 
der geringen Flächengröße. Die Vorgehens-
weise dient der korrekten Nachvollziehbar-
keit der örtlichen Situation. 
Durch die vorliegende Planung sind keine ne-
gativen Auswirkungen auf die Gehölzstruktu-
ren innerhalb der Flächen zu erwarten. Die 
Darstellung von L.2 als landwirtschaftliche 
Fläche wird beibehalten. Maßstabsbedingt 
erfolgt keine weiter differenzierte Darstel-
lung, ohne dass durch die vorbereitende Bau-
leitplanung eine Veränderung der Gehölz-
strukturen erfolgen würde. 
 
Die Hinweise zur Fläche L.4 werden zur 
Kenntnis genommen und zeichnerisch berich-
tigt. 
Entsprechend den darstellerischen Änderun-
gen erfolgt eine Neubenennung der Flächen 
im folgenden Verfahrensschritt. 

   
   

2. Regionalverband Großraum Braunschweig 
vom 08.11.2024 

  

Die Stadt Gifhorn plant mit der 131. Änderung 
des Flächennutzungsplans die vorbereitende 
Bauleitplanung zur Entwicklung von Sonder-
bauflächen für die Erzeugung erneuerbarer 
Energien aus Solarer Strahlungsenergie (Frei-
flächen-Photovoltaik, FFPV) im Umfang von ca. 
63 ha. Weiterhin sind Änderungen der Flächen-
nutzungen bzw. Anpassungen an die tatsächli-
chen Gegebenheiten für diverse Teilflächen und 
die Nutzungsarten Landwirtschaft, Wald und 
Grünland geplant. 
Als für den Großraum Braunschweig zuständi-
ger Träger der Regionalplanung und untere 
Landesplanungsbehörde nehme ich zur oben 
genannten Planung wie folgt Stellung: 
 
Änderungsbereiche Freiflächen-Photovoltaik 
(FFPV) 
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Die für die FFPV-Nutzung vorgesehene Fläche 
PV.1 (ca. 23 ha) liegt im Clausmoor östlich der 
Kernstadt von Gifhorn. In der Zeichnerischen 
Darstellung des Regionalen Raumordnungspro-
gramms (RROP) für den Großraum Braun-
schweig ist dieser Bereich als Vorranggebiet 
Freiraumfunktionen festgelegt. Überlagernd ist 
die Fläche ebenfalls als Vorbehaltsgebiet Natur 
und Landschaft, Vorbehaltsgebiet Erholung 
und Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (auf-
grund des hohen, standortgebundenen land-
wirtschaftlichen Ertragspotenzials) festgelegt. 
Insbesondere das Vorranggebiet Freiraumfunk-
tionen ist dabei als Ziel der Raumordnung bin-
dend für das geplante FFPV-Vorhaben. Eine 
Vereinbarkeit bzw. ein Profitieren der Frei-
raumfunktion von einer FFPV-Anlage, wie in 
Kapitel A 3. der Begründung zur FNP-Änderung 
angenommen, kann nicht ohne Weiteres ge-
teilt werden. Raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen müssen mit der vorrangigen Frei-
raumfunktion vereinbar sein. Gemäß RROP 
2008, Abschnitt III Kapitel 1.2 Absatz 4 wird 
festgelegt, dass „Siedlungsbezogene Freiräume 
mit besonderen ökonomischen, ökologischen 
oder sozialen Funktionen, insbesondere für die 
großräumige ökologische Vernetzung, als kli-
maökologisch bedeutsamer Freiraum, zur orts-
übergreifenden Gliederung des Siedlungsraums 
und zur wohnungs- und siedlungsnahen Erho-
lungsnutzung, […] zu sichern und zu entwickeln 
[sind]. Diesem Ziel der Raumordnung entspre-
chend sind Vorranggebiete Freiraumfunktionen 
multifunktionale Vorranggebiete, für die je-
weils einzelne Funktionen und Begründungen 
festgelegt worden sind. Für das betroffene Ge-
biet „GF WE 2 Clausmoor“ sind die Waldflä-
chen mit ihrer Funktion als Nutzwald sowie die 
soziale und ökologische Funktion des Waldes 
hinterlegt. Die Aufnahme des Gebietes als Frei-
raumfunktion begründet sich in der Sicherung 
und Entwicklung siedlungsnaher Erholungsbe-
reiche. 
Waldflächen innerhalb des Vorranggebiets 
Freiraumfunktion sind von der geplanten FNP-
Änderung nicht betroffen, daher wird die Funk-
tion des Gebiets nicht beeinträchtigt. Gleich-
wohl wird das Vorranggebiet mit der starken 
Nutzung der Flächen für Erholungssuchende 
aus den nahegelegenen Siedlungsbereichen der 
Stadt Gifhorn begründet. Aufgrund dessen 
sollte sich im weiteren Bauleitplanverfahren 
mit der Vereinbarkeit der FFPV-Anlage mit der 

Die Stellungnahme des Regionalverbandes 
wird zur Kenntnis genommen. 
Um den Anforderungen an die Festsetzungen 
im RROP zu entsprechen, wird die Fläche 
PV.1 im Clausmoor verkleinert. Mit der aktu-
alisierten Darstellung entfallen die westli-
chen und östlichen Ausläufer der Fläche PV.1. 
Die ursprüngliche Fläche wird um ca. 13 ha 
reduziert. Es verbleiben ca. 7 ha, die für eine 
Sonderbaufläche Freiflächen-Photovoltaik 
vorgesehen ist. 
Nunmehr beschränkt sie sich auf einen Be-
reich der derzeit schon landwirtschaftlich ge-
nutzt wird und von einer Siedlungsstruktur 
im Außenbereich begleitet wird. Durch die 
Verkleinerung der ursprünglichen Fläche wird 
die Anpassung an die verbindlichen Ziele der 
Raumordnung in diesem Gebiet – also des 
Vorranggebietes Freiraumfunktion – gewähr-
leistet werden.  
Die Beanspruchung von landwirtschaftlichen 
Flächen in diesem Gebiet wird somit auf ein 
Minimum begrenzt und fokussiert sich nun 
auf einen Bereich, der durch seine unmittel-
bare Nähe zu einer sich vor Ort befindlichen 
Biogasanlage ohnehin bereits abweichend 
genutzt wird. Eine Ansiedelung einer benach-
barten FFPV könnte Nachnutzungsmöglich-
keiten für die Biogasanlage, z.B. für die Er-
zeugung von grünem Wasserstoff schaffen 
und damit im Einklang stehen mit dem über-
ragenden, öffentlichen Interesse an der kli-
maneutralen Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien. 
 
Für diesen Bereich wird somit weiterhin die 
Meinung vertreten, dass durch eine zukünf-
tige Nutzung durch eine FFPV-Anlage eine 
Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumord-
nung gegeben sein wird. Mit den, auf Ebene 
der Bebauungspläne beabsichtigten, aufwer-
tenden Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des 
Plangebietes kann ein Profitieren des Freirau-
mes Clausmoor erreicht werden. Es erfolgt 
dazu eine Ergänzung der Begründung. 
 
Abstände zu Waldflächen bleiben gewahrt 
und keine Waldfläche wird durch die FFPV-
Planung in Anspruch genommen.  
 
 
 
 
 



 

 

9 
 

Erholungsfunktion des Gebiets auseinanderge-
setzt werden. Mögliche zu ergreifende Maß-
nahmen werden im Umweltbericht in den Aus-
führungen zum Schutzgut Landschaft (Land-
schaftsbild) genannt und sollten weiterverfolgt 
und planerisch festgehalten werden. 
 
Die geplanten Flächen PV.2 – PV.4 zur Entwick-
lung von Sonderbauflächen für FFPV-Anlagen 
liegen ebenfalls im Bereich landwirtschaftlich 
genutzter Flächen, welche – anders als die Flä-
che PV.1 – im RROP 2008 als Vorbehaltsgebiete 
Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktio-
nen der Landwirtschaft festgelegt sind. Im 
Landkreis Gifhorn sind die besonderen Funktio-
nen der Landwirtschaft i. d. R. mit der landwirt-
schaftlichen Produktion von Feldfrüchten auf 
Flächen mit Feldberegnung begründet. Diese 
Festlegung ist grundsätzlich der Abwägung zu-
gänglich. 
 
Fläche PV.4 liegt auf Grundlage der Planzeich-
nung im geänderten Flächennutzungsplan di-
rekt östlich angrenzend an die Bundesstraße B 
4 westlich des Ortsteils Gamsen. Ich weise da-
rauf hin, dass gemäß § 9 Abs. 1 Bundesfern-
straßengesetz entlang von Bundesstraßen Bau-
beschränkungen für Hochbauten jeder Art be-
stehen (i. d. R. 20 m vom äußeren Rand der be-
festigten Fahrbahn). Die anbaurechtlichen Zu-
ständigkeiten liegen hierfür beim Fernstraßen-
Bundesamt und der Autobahn GmbH des Bun-
des. 
 
Änderungsbereiche Landwirtschaft 
 
Bezüglich der weiteren Änderungsbereiche 
wird in Kapitel A 3. der Planunterlagen ausge-
führt, dass es sich lediglich um Anpassungen an 
die örtlichen Verhältnisse in den Flächendar-
stellungen handelt. Dennoch sollen aus Sicht 
des Regionalverbands hierzu einige Hinweise 
erfolgen: 
 
Die Fläche L.4 soll als Fläche für die Landwirt-
schaft mit dem Zusatz für Flächen für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft dargestellt wer-
den. Ich weise darauf hin, dass die Fläche im 
RROP 2008 als Vorranggebiet Natur und Land-
schaft festgelegt ist; überlagernd ist auch ein 
Vorbehaltsgebiet Erholung festgelegt. Die Ein-
stufung als Vorranggebiet Natur und Land-

 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Begründung 
wird zur Verträglichkeit von FFPV-Anlagen 
mit den Belangen der Landwirtschaft ergänzt. 
Die Vorgehensweise dient der besseren 
Nachvollziehbarkeit der Planüberlegungen. 
Im Nachgang an die frühzeitige Beteiligung 
erfolgt eine Überarbeitung der PV-Flächen 
aus denen sich Änderungen in Hinblick auf 
Ausdehnung, Lage und Bezeichnung der Flä-
chen ergeben können. 
 
 
 
 
Es erfolgt eine Ergänzung der Begründung zur 
Baubeschränkungszone an Bundesstraßen 
gem. Fernstraßengesetz. Die Vorgehensweise 
dient der umfassenden Information und der 
allgemeinen Planungssicherheit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Darstellung der Fläche L.4 wurde, auch 
auf Basis der Hinweise des Landkreises Gif-
horn, um eine Fläche mit Wald ergänzt, um 
die derzeitige tatsächliche Nutzung besser zu 
repräsentieren. 
Die Hinweise zu den Darstellungen im Regio-
nalen Freiraumsicherungs- und Entwicklungs-
konzept (FREK) 2020 werden in die Begrün-
dung aufgenommen. 
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schaft wurde auch auf Grundlage neuerer Kar-
tierungen für das Regionale Freiraumsiche-
rungs- und Entwicklungskonzept 
(FREK) 2020 bestätigt, in dem das Gebiet bei-
derseits der Bahnstrecke als „GF84 Winkeler 
Heide“ zur Aufnahme als Vorranggebiet Natur 
und Landschaft für die Neuaufstellung des 
RROP vorgeschlagen wird (siehe FREK 2020, S. 
101). Dies sollte in den Planunterlagen Erwäh-
nung finden und berücksichtigt werden, auch 
wenn die tatsächliche Nutzung des Gebiets im 
nördlichen Bereich Landwirtschaft ist. Im südli-
chen Teil des Änderungsbereichs sind Gehölz-
strukturen vorherrschend, die eher auf eine tat-
sächliche Nutzung als Wald schließen lassen. 
Dies sollte in den Unterlagen überprüft und 
ggf. konkretisiert werden. 
 
Die Fläche L.7 soll großflächig als Fläche für die 
Landwirtschaft mit dem Zusatz für Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft darge-
stellt werden, innerhalb deren Umgrenzung 
ebenfalls kleinere Waldflächen (bzw. für die 
forstwirtschaftliche Nutzung) liegen. Ich weise 
hierzu darauf hin, dass innerhalb des Ände-
rungsbereichs diverse Festlegungen in der 
Zeichnerischen Darstellung des RROP 2008 vor-
handen sind, aus denen sich zumindest be-
stimmte Anforderungen an die landwirtschaft-
liche Nutzung in diesem Gebiet ergeben. Eine 
Befassung hiermit erfolgte in den vorliegenden 
Unterlagen bislang nicht. Insbesondere handelt 
es sich dabei um Festlegungen, die im Zusam-
menhang mit der Lage des Gebiets im Bereich 
des Flusslaufs der Ise, ihrer Nebenbäche und 
der umliegenden Auenbereiche begründet sind. 
Im Einzelnen werden in diesem Bereich Vor-
ranggebiete für Natur und Landschaft, Natura 
2000 (linienhaft) und Hochwasserschutz sowie 
Vorbehaltsgebiete für Erholung und Hochwas-
serschutz zusätzlich zur landwirtschaftlichen 
Nutzung und zum Wald (ebenfalls Vorbehalts-
gebiete) festgelegt. Darüber hinaus queren das 
Gebiet verschiedene Freizeitwege, die als Vor-
ranggebiet Regional bedeutsamer Wanderweg 
(Wandern, Wasserwandern) im RROP 2008 lini-
enhaft festgelegt sind und die in ihrer Verbin-
dungsfunktion nicht beeinträchtigt werden 
dürfen. 
Weiterhin sind bestimmte Gebiete des Ände-
rungsbereichs Teile verordneter naturschutz-
fachlicher Schutzgebiete. Im Einzelnen sind Flä-

Die Vorgehensweise dient der besseren 
Nachvollziehbarkeit der regionalplanerischen 
Vorgaben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Darstellungen wurden hinsichtlich der 
tatsächlichen Nutzung (im speziellen der 
Waldflächen) aktualisiert und geben nun den 
derzeitigen Zustand des Bereichs besser wie-
der. Hinweise zu den besonderen, die Nut-
zung einschränkenden Faktoren werden in 
die Begründung und die Flächenbeschrei-
bung mit aufgenommen. 
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chen des Naturschutzgebietes „Ise mit Neben-
bächen“ (NSG BR 00156), des Flora-Fauna-Ha-
bitat-Gebietes „Ise mit Nebenbächen“ (3229-
331) sowie des Landschaftsschutzgebietes 
„Ostheide“ (LSG GF 00023) von der Anpassung 
des FNP betroffen. Dies sollte sich in den Unter-
lagen wiederfinden und mögliche Auswirkun-
gen bzw. sich daraus ergebende Einschränkun-
gen für die landwirtschaftliche Nutzbarkeit der 
Flächen sollten thematisiert werden. 
 
Zuletzt noch ein redaktioneller Hinweis: In der 
Flächenbilanz (Kapitel D in der Begründung) 
wird die zukünftig für die für Sonderbauflächen 
mit FFPV-Nutzung geplante Fläche in Summe 
mit 63.000 m² angegeben. Anhand der Planun-
terlagen müsste diese Summe zusammenge-
nommen allerdings bei 630.000 m² (63 ha) lie- 
gen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und die Flächenbilanz wird entsprechend des 
aktuellen Planungsstandesaktualisiert. 
Die Vorgehensweise dient der korrekten 
Nachvollziehbarkeit der Planinhalte. 

   

3. Stadt Braunschweig vom   

   

4. Stadt Wolfsburg vom   

   

5. Stadt Wittingen vom 07.10.2024   

  Keine Anregungen. 

6. Samtgemeinde Boldecker Land vom   

   

7. Samtgemeinde Brome vom    

   

8. Samtgemeinde Hankensbüttel vom   

   

9. Samtgemeinde Papenteich vom   

   

10. Gemeinde Sassenburg vom   

   

11. Samtgemeinde Isenbüttel vom   

   

12. Samtgemeinde Meinersen vom   

   

13. Samtgemeinde Wesendorf vom    

   

14. Avacon AG Prozesssteuerung vom 
15.10.2024 

  

Gern beantworten wir Ihre Anfrage. Durch die 
im Betreff genannten Bauleitplanung sind zum 
Teil unsere Gashochdruck- und Fernmeldelei-
tungen betroffen. 
Bei Einhaltung der im Anhang aufgeführten 
Hinweise haben wir gegen die im Betreff ge-
nannte Planung keine weiteren Einwände oder 
Bedenken. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleit-
planung ist nicht mit beeinträchtigenden 
Baumaßnahmen oder Erdarbeiten zu rech-
nen. Im Rahmen der, aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickelnden, Bebauungs-
pläne werden weitere Beteiligungsverfahren 
stattfinden. 
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Änderungen der uns vorliegenden Planung be-
dürfen unserer erneuten Prüfung. 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 

Die Leitungsschutzhinweise werden in die Be-
gründung übernommen. Die Vorgehensweise 
dient der umfassenden Information. 

   
   

15. ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
vom 18.10.2024 

  

Die ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
(EMPG) nimmt die Betriebsführung für die Pro-
duktionsaktivitäten einschließlich des Betriebs 
des Produktionsleitungsnetzes der BEB Erdgas 
und Erdöl GmbH & Co. KG (BEB), der Mobil Erd-
gas-Erdöl GmbH (MEEG) und den Tochterge-
sellschaften wahr. 
 
Von dem hier angezeigten Vorhaben sind in un-
mittelbarer Nähe Betriebsanlagen der o.g. Ge-
sellschaften betroffen. Details hierzu können 
Sie den beigefügten Planunterlagen entneh-
men. 
 
Wir weisen darauf hin, dass unsere Anga-
ben/Planeintragungen zur unverbindlichen Vo-
rinformation erfolgen. Die Angaben über Lage, 
Deckung und Verlauf der u.g. BEB/MEEG-An-
lage(n) sind so lange als unverbindlich anzuse-
hen, bis sie in der Örtlichkeit durch einen Be-
auftragten der EMPG bestätigt werden. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass sämtli-
che durch die Maßnahme entstehenden Kosten 
für Sicherungsmaßnahmen, technische Anpas-
sungen, Umbaumaßnahmen u.Ä. an unseren 
Anlagen vom Verursacher der Maßnahme zu 
tragen sind. 
 
Im Zuge von zukünftigen Kabelverlegungen ist 
bei metallischen Leitungen bzw. bei Verwen-
dung von Kabeln mit Metallarmierung eine 
elektrische Beeinflussung durch den kathodi-
schen Korrosionsschutz der o.g. Rohrlei-
tung(en) möglich. Daher sind Beeinflussungs-
messungen in Absprache mit uns vorzuneh-
men, ggf. Messkontakte für einen Abgleich auf-
zubringen und Messpfähle zu setzen. Das Auf-
schweißen der Messkontakte an der/den u.g. 
Rohrleitung(en) sowie das Setzen der Mess-
pfähle erfolgt nur durch unser Personal. 
 
Sollte(n) die hinzukommende(n) Leitung(en) 
bzw. Kabel mit einem kathodischen Schutz be-
aufschlagt werden, ist vom Veranlasser der 
Nachweis nach DVGW GW10 zu erbringen, 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleit-
planung ist nicht mit beeinträchtigenden 
Baumaßnahmen oder Erdarbeiten zu rech-
nen. Die Hinweise zu den Erfordernissen im 
Nahbereich der Leitungen werden in die Be-
gründung aufgenommen. Die Vorgehens-
weise dient der umfassenden Information 
und der allgemeinen Planungssicherheit bei 
der Realisierung. Im Rahmen der, aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwickelnden, Be-
bauungspläne werden weitere Beteiligungs-
verfahren stattfinden. 
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dass der kathodische Korrosionsschutz der u.g. 
Rohrleitung(en) nicht beeinflusst wird. Maßge-
bend hierfür ist die VDE-Bestimmung 0150 und 
DVGW GW21. 
 
Im Kreuzungsbereich zwischen der/den neu zu 
verlegenden Rohrleitung(en)/Kabel und der 
BEB/ MEEG-Anlage ist ein lichter Abstand von 
mindestens 0,40 m bei Querung im offenen 
Rohrgraben bzw. 2,0 m bei Querung im Hori-
zontalbohrverfahren einzuhalten. Bei Kreuzung 
der BEB/MEEG-Anlage mit Kabeln oder Beton-
rohren wird eine Abschirmung mittels Kunst-
stoffrohren, Kunststoffplatten oder Teichfolien 
erforderlich, damit der kathodische Korrosions-
schutz unserer Anlagen nicht beeinträchtigt 
wird. 
 
Der gesamte Schutzstreifen unserer Leitung(en) 
ist gem. dem geltenden technischen Regelwerk 
als Bauverbotszone definiert bzw. auszuwei-
sen, so dass zur Gewährleistung der Sicherheit 
der Leitung(en) und zu eventuell erforderlichen 
Unterhaltungs- und Reparaturarbeiten eine je-
derzeitige Erreichbarkeit der Leitung(en), auch 
mit Maschineneinsatz, gewährleistet ist. 
 
Im Schutzstreifenbereich besteht des Weiteren 
auch ein Verbot leitungsgefährdender Maß-
nahmen. Dazu zählt auch das Anpflanzen oder 
Aufwachsenlassen von Bäumen und Sträu-
chern, sowie das Setzen von tiefwurzelnden 
Pflanzen. 
 
Die geplante Maßnahme befindet sich in un-
mittelbarer Nähe unserer Produktionsan-
lage(n). Wir möchten Sie daher aus Sicherheits- 
und Planungsgründen bitten, sich in der Bau-
phase rechtzeitig mit dem zuständigen Über-
wachungsbetrieb in Verbindung zu setzen, um 
ein mögliches Gefährdungspotenzial auszu-
schließen. 
 
ExxonMobil Production Deutschland GmbH Be-
trieb Osthannover 
Bahnhofstraße 20 
29367 Steinhorst 
Tel: 0 51 48 / 98 99-0 
 
Falls dort niemand erreichbar ist, bitte Kontakt 
unter dem Stichwort „Plananfrage Eldingen“ 
mit der Pförtnerei in Söhlingen aufnehmen: 
0 42 62 / 30 20. 
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Die Schutzanweisungen fügen wir mit der Bitte 
um Beachtung, auch durch die bauausführen-
den Firmen, bei. Sie sind auf der Baustelle zu-
sammen mit den Plänen vorzuhalten. 
 
Tiefbau- und Dränagearbeiten mit Maschinen-
einsatz im Schutzstreifen der Leitung(en) müs-
sen von unserem zuständigen Überwachungs-
betrieb ständig beaufsichtigt werden. 
 
Wir bitten Sie, uns bei den weiteren Planungen 
zu beteiligen und stehen Ihnen für Rückfragen 
gerne zur Verfügung. 
 
Unsere heutige Stellungnahme bezieht sich auf 
den derzeitigen Planungsstand. Laufende Bau-
maßnahmen sowie zukünftige Planungen sind 
in dieser Stellungnahme nicht enthalten. 
   
   

16. Harbour Energy (ehemals Wintershall DEA 
Deutschland GmbH) vom 16.10.2024 

  

Wir bedanken uns für die Beteiligung an der 
o. g. Maßnahme und nehmen hierzu wie folgt 
Stellung (Az.: AFD-2024-1906): 
Der räumliche Geltungsbereich des oben ge-
nannten Verfahrens liegt außerhalb unserer öf-
fentlich- rechtlich verliehenen Bergbauberech-
tigungen nach Bundesberggesetz (BBergG) zur 
Gewinnung von Rohstoffen. In unserem Eigen-
tum befindliche Bohrungen oder Anlagen sind 
von dem Verfahren ebenfalls nicht betroffen. 
Es bestehen keine Bedenken bzgl. der Durch-
führung des Vorhabens. 
Grundsätzlich weisen wir jedoch daraufhin, 
dass im Bereich alter Erdölfelder mit Resten 
des Altbergbaus gerechnet werden muss, die 
aufgrund des Alters nicht in jedem Fall in den 
noch vorhandenen Unterlagen dokumentiert 
sind. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Es erfolgt ein Hinweis in der Begrün-
dung auf die möglichen Reste des Altberg-
baus. Die Vorgehensweise dient der umfas-
senden Information und der allgemeinen Pla-
nungssicherheit bei der weiteren Realisie-
rung. 

17. Landesverband Erneuerbare Energien Nie-
dersachsen / Bremen vom 

  

   

18. LSW Netz GmbH & Co KG vom 28.10.2024   

Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 
02.10.2024 zur geplanten 131. Änderung des 
Flächennutzungsplanes. 
Wir haben die Unterlagen aus Sicht der LSW 
Netz GmbH & Co. KG (LSW Netz) geprüft. 
 
Im betroffenen Bereich befinden sich Versor-
gungsleitungen, welche durch LSW Netz betrie-
ben werden. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Mit Erdarbeiten oder Pflanzmaßnah-
men ist auf Ebene der vorbereitenden Bau-
leitplanung nicht zu rechnen. 
Die Hinweise zu den Erfordernissen im Nah-
bereich der Leitungen werden in die Begrün-
dung aufgenommen. Die Vorgehensweise 
dient der umfassenden Information und der 
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Diese Leitungen dürfen generell nicht überbaut 
oder mit Bäumen überpflanzt werden, damit 
das Wurzelwerk unsere Versorgungsleitungen 
nicht beschädigen kann und diese für Repara-
tur- und Erneuerungsarbeiten zugänglich blei-
ben. 
Außerdem ist bei der Trassenvergabe darauf zu 
achten, dass die Leitungen nicht durch andere 
Leitungsträger überbaut werden und somit je-
derzeit die Zugänglichkeit gegeben bleibt 
(Kreuzungen von Leitungsträgern ausgenom-
men). 
 
Bezüglich einzuhaltender Abstände, Schutz-
streifen und Arbeiten im Bereich unserer Ver-
sorgungsleitungen ist die im Anhang beige-
fügte Anlage „LSW_Anweisun-
gen_zum_Schutz_unterirdischer_Leitun-
gen.pdf“ zu beachten. 
 
Sofern Bauarbeiten im Bereich unserer Leitun-
gen oder Anlagen geplant sind, stimmen Sie 
diese bitte im Vorfeld mit uns ab. 
Vor dem Beginn von Tiefbauarbeiten im Be-
reich der Kabel ist unser vor Ort zuständiger 
Netzmeister Olaf Küster, 05371 8022321 zu in-
formieren. 
In einigen Fällen ist es erforderlich, die Leitun-
gen temporär abzuschalten. 
 
Aktuelle Bestandsunterlagen erhalten Sie unter 
https://www.lsw-netz.de/service/planaus-
kunft.  

allgemeinen Planungssicherheit bei der wei-
teren Realisierung. 

   

19. Stadtwerke Gifhorn GmbH vom   

   

20. Vermillion Energy vom 16.10.2024   

  Keine Anregungen. 

21. Wasserwerk Gifhorn GmbH vom   

   

22. Wasserverband Gifhorn vom 28.10.2024   

Anregungen und Bedenken: 
Änderungsbereich PV.1 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich PV.2 und PV.3 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich PV.4 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Mit konkreten Baumaßnahmen, die Lei-
tungswege beeinträchtigen oder beschädigen 
könnten, ist auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung grundsätzlich nicht zu rech-
nen. Es erfolgt der Hinweis in der Begrün-
dung, dass die Leitungen nicht überbaut und 
vor Beschädigungen geschützt werden müs-
sen. Die Vorgehensweise dient der Anstoß-
wirkung für die verbindliche Bauleitplanung. 

https://www.lsw-netz.de/service/planauskunft
https://www.lsw-netz.de/service/planauskunft
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Änderungsbereich W.1 und W.2 
In Richtung des Bereiches W.1 verläuft eine DN 
300 AZ Leitung des WVGF, das Versorgungsge-
biet endet jedoch vor der genannten Fläche 
und geht über in den Zuständigkeitsbereich der 
Stadt Gifhorn. Dies sollte hinsichtlich Erdbauar-
beiten berücksichtig werden. Die Leitung darf 
nicht überbaut- und muss vor Beschädigungen 
geschützt werden. 
 
Änderungsbereich W.3 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich W.4 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.1 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.2 und G.3 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.4 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.5 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.6 und G.7 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.8 und G.9  
Keine Bedenken  
 
Änderungsbereich G.10 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich G.11 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich L.1 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
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Änderungsbereich L.2 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich L.3 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich L.4 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich L.5 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich L.6 
Liegt außerhalb des Versorgungsgebietes des 
WVGF 
 
Änderungsbereich L.7 
Im Bereich W.7 verläuft eine da 355 PE-Leitung 
des WVGF. Diese sollte hinsichtlich Erdbauar-
beiten berücksichtig werden. Die Leitung darf 
nicht überbaut- und muss vor Beschädigungen 
geschützt werden. 
   
   

23. CRE Germany & Alps / Deutsche Post DHL 
Estate Deutschland GmbH vom 

  

   

24. Deutsche Telekom Technik GMBH, Tech-
nikniederlassung Nord, Braunschweig vom 
25.10.2024 

  

Vielen Dank für die Beteiligung in o.a. Angele-
genheit. 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikati-
onslinien der Telekom. Die Belange der Tele-
kom - z. B. das Eigentum der Telekom, die un-
gestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre Ver-
mögensinteressen – sind betroffen. 
 

  
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleit-
planung ist nicht mit beeinträchtigenden 
Baumaßnahmen zu rechnen. Im Rahmen der, 
aus dem Flächennutzungsplan, zu entwi-
ckelnden, Bebauungspläne werden weitere 
Beteiligungsverfahren stattfinden. 
Die Hinweise zur Leitungsauskunft werden in 
die Begründung aufgenommen. Die Vorge-
hensweise dient der allgemeinen Planungssi-
cherheit für die weitere Realisierung. 
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Informationen zu der Lage unserer Telekom-
munikationslinien erhalten Sie bei unserer zent-
ralen Trassen-/ Planauskunft. 
Bitte wenden Sie sich an folgende Adresse: 
 
- per Mail: Planauskunft.Nord@telekom.de 
- per Telefon: 0431/1458888 
- per Fax:  0391/580225405 
- per Briefpost: 
  Deutsche Telekom Technik GmbH  
  Technik Niederlassung Nord  
  Planauskunft Nord 
  Postfach 44 03 47 
  44392 Dortmund 
 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 
TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet blei-
ben. 
 
Wir werden zu gegebener Zeit zu den noch aus 
dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden 
Bebauungsplänen detaillierte Stellungnahmen 
abgeben. 
   

25. Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom  
vom 

  

   

26. Vodafone Kabel Deutschland Mittelstand 
und kommunen (KMU) vom 

  

   

27. Ericsson Services GmbH, Contract Handling 
Group vom 06.10.2024 

  

Vielen Dank für Ihre Anfrage. Die Firma Erics-
son wurde von der Deutschen Telekom Technik 
GmbH beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen 
zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten. 
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflä-
chen hat die Firma Ericsson bezüglich ihres 
Richtfunks keine Einwände oder spezielle Pla-
nungsvorgaben. 
Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbin-
dungen des Ericsson – Netzes und für Richt-
funkverbindungen des Netzes der Deutschen 
Telekom. 
 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass im 
Planbereich keine Richtfunkanlagen zu be-
rücksichtigen sind. 

   
   

28. Deutsche Telekom Technik GmbH, Bay-
reuth vom 

  

   

29. EWE NETZ GmbH vom 07.10.2024   

mailto:Planauskunft.Nord@telekom.de
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Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses 
als Träger öffentlicher Belange. 
 
Die Aufstellung oder Veränderung von Leitpla-
nungen kollidiert in der Regel nicht mit unse-
rem Interesse an einer Bestandswahrung für 
unsere Leitungen und Anlagen. 
Sollte sich hieraus im nachgelagerten Prozess 
die Notwendigkeit einer Anpassung unserer 
Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, 
Neuherstellung der Anlagen an einem anderen 
Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten 
ergeben, gelten dafür die gesetzlichen Vorga-
ben und die anerkannten Regeln der Technik. 
Gleiches gilt auch für die Neuherstellung, wie 
z.B. Bereitstellung eines Stationsstellplatzes. 
Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsar-
beiten sind von dem Vorhabenträger vollstän-
dig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu er-
statten, es sei denn der Vorhabenträger und 
die EWE NETZ GmbH haben eine anderslau-
tende Kostentragung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Be-
denken oder Anregungen vorzubringen. 
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planun-
gen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteili-
gen. 
 
In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser 
Leitungs- und Anlagenbestand ändern. 
Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grund-
lage eines veralteten Planwerkes kommt, nut-
zen Sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- 
und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite 
der EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit 
nach einer erfolgreichen Registrierung auf un-
serem modernen Planauskunftsportal über die 
konkrete Art und Lage unserer zu berücksichti-
genden Anlagen informieren: 
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskun-
den/service/leitungsplaene-abrufen. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleit-
planung ist nicht mit beeinträchtigenden 
Baumaßnahmen oder Erdarbeiten zu rech-
nen. Im Rahmen der, aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickelnden, Bebauungs-
pläne werden weitere Beteiligungsverfahren 
stattfinden. 
Die Hinweise zur Leitungsauskunft werden in 
die Begründung aufgenommen. Die Vorge-
hensweise dient der allgemeinen Planungssi-
cherheit für die weitere Realisierung. 

30. WOBCOM GmbH Wolfsburg vom   

   

31. Agentur für Arbeit, Dienststelle Gifhorn 
vom 

  

   

32. Handwerkskammer BS - Lüneburg – Stade 
vom 05.11.2024 
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Für die Handwerkskammer Braunschweig-Lü-
neburg-Stade bestehen grundsätzlich keine Be-
denken gegen das Vorhaben zur Nutzung von 
Photovoltaikanlagen. 
 
Die im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RROP) festgelegten Voraussetzungen sollten 
ebenso Berücksichtigung finden wie die landes- 
und bundesrechtlichen Bestimmungen zum Im-
missionsschutz und zu den Abstandsregelun-
gen. 
 
Die Ziele gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sind aus un-
serer Sicht zu würdigen, insbesondere auch der 
sparsame und schonende Umgang mit Grund 
und Boden. Eine unangemessene Flächenver-
siegelung und die zusätzliche Erwärmung der 
Erdoberfläche durch die baulichen Anlagen 
sollten vermieden werden. Die Installation auf 
bereits versiegelten Arealen wie Dachflächen in 
Gewerbe- und Industriegebieten ist aus unserer 
Sicht zu bevorzugen, um dem zusätzlichen Er-
wärmungseffekt entgegenwirken zu können. 
Wir erinnern an die Deutsche Nachhaltigkeits-
strategie der Bundesregierung, nach der bis 
2030 die Versiegelung jährlich unter 30 ha fal-
len soll. 
 
Gesunde Arbeits- und Wohnverhältnisse sind 
dringlich zu wahren. 

 Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus 
Sicht der Handwerkskammer keine Bedenken 
bestehen. Die Hinweise zu den regionalpla-
nerischen Vorgaben und zur Sicherung ge-
sunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse wer-
den zur Kenntnis genommen, ohne dass sich 
daraus das Erfordernis geänderter Plandar-
stellungen oder zu Ergänzungen der Begrün-
dung ergäbe. 
Die Erfordernisse der Abwägung aller Be-
lange unter- und gegeneinander werden 
selbstverständlich beachtet. 

   
   

33. Industrie- und Handelskammer Lüneburg-
Wolfsburg vom 

  

   

34. Amt für regionale Landesentwicklung BS 
vom 

  

   

35. Landesamt für Geoinformation und Lan-
desvermessung Niedersachsen (LGLN), Hanno-
ver vom 12.11.2024 

  

Zu oben genanntem Verfahren nehme ich für 
den Landesbetrieb Landesvermessung und Ge-
obasisinformation im LGLN wie folgt Stellung: 
 
Die Umsetzung des Verfahrens birgt für eine 
größere Anzahl an Festpunkten des Landesbe-
zugssystems Niedersachsens potentielle Ge-
fährdungen hinsichtlich einer Beschädigung, ei-
ner Verminderung der Standsicherheit oder ei-
nes Verlustes. Grundsätzlich sind alle Fest-
punkte in ihrem jetzigen Zustand zu erhalten. 

 Die Stellungnahme und die Hinweise zu den, 
innerhalb oder angrenzend an die Planberei-
che befindlichen Festpunkten werden zur 
Kenntnis genommen. 
Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung ist nicht mit Bodeneingriffen oder Bau-
maßnahmen zu rechnen, die negative Aus-
wirkungen auf die örtlichen Verhältnisse und 
die Platzierung der Festpunkte haben oder 
diese beschädigen könnten.  
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Sofern es nicht möglich ist, die Bauplanung da-
hingehend anzupassen, dass eine Beeinträchti-
gung, Beschädigung bzw. ein unumgänglicher 
Verlust dieser Festpunkte ausgeschlossen wer-
den kann, bitte ich zwecks weiterer Einzelfall-
prüfung um eine Information an: fest-
punkte@lgln.niedersachsen.de. 
nlDer Lagefestpunkt (LFP) 342906300 besitzt 
ein besonders hohe Bedeutung für das Landes-
bezugssystem Niedersachsens. Diese sind 
durch besondere Schutzmaßnahmen, beispiels-
weise durch Auspflocken vor den Baumaßnah-
men einer Photovoltaik-Anlage, zu schützen. 
Der LFP liegt in Ihrem Änderungsbereich PV.2. 
 
Anhang: 

• Einzelnachweis 

• Punktgesamtauszug 

• Festpunktübersicht 
 
Für Fragen und Abstimmungen stehe ich Ihnen 
jederzeit gern zur Verfügung. 

Die Ausdehnung der Änderungsbereiche 
wurde angepasst. Sollten sich die Lagefest-
punkte im weiteren Planverfahren weiterhin 
innerhalb oder entlang der Änderungsberei-
che befinden, werden sie in die Plandarstel-
lung übernommen. Dies dient dem Zweck, 
die erforderliche Anstoßwirkung zu sichern. 
Sollten innerhalb dieser Flächen konkrete 
Projekte auf Ebene der Bebauungspläne ent-
wickelt werden, wird es weitere Beteiligungs-
verfahren und ausführlichere Planunterlagen 
geben die nähere Auskunft über die Planung 
erlauben, als es auf Ebene des Flächennut-
zungsplanes möglich ist. 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung 
erfolgte eine Überarbeitung der PV-Flächen 
aus der sich Änderungen in Hinblick auf Aus-
dehnung, Lage und Bezeichnung der Flächen 
ergeben können. 
 

   
   

36. Landesamt für Bergbau, Energie und Geo-
logie (LBEG) vom 08.11.2024 

  

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende 
Hinweise: 
 
Baugrund 
Im Untergrund der Planungsflächen L.3, G.6 
und G.7 können lösliche Sulfatgesteine in Tie-
fen anstehen, in denen lokal Verkarstung auf-
treten kann. Infolge der Lösungsprozesse (Sub-
rosion) können sich im Untergrund Hohlräume 
bilden. Wird die Grenztragfähigkeit des über ei-
nem Hohlraum liegenden Gebirges überschrit-
ten, kann dieser Hohlraum verstürzen und bis 
zur Erdoberfläche durchbrechen (Erdfall). In 
den Planungsbereichen und im näheren Umfeld 
sind bisher keine Erdfälle bekannt. Da es nach 
unserem Kenntnisstand in den o.g. Planungsbe-
reichen keine Hinweise auf Subrosion gibt, wer-
den diesen Planungsflächen formal der Erdfall-
gefährdungskategorie 2 zugeordnet (gem. Er-
lass des Niedersächsischen Sozialministers 
"Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebie-
ten" vom 23.2.1987, Az. 305.4 - 24 110/2 -). 
Die vom LBEG hinsichtlich der Erdfallgefähr-
dung standardisiert empfohlenen konstrukti-
ven Sicherungsmaßnahmen beziehen sich auf 
Wohngebäude und sind für die Planung von 

  
 
 
 
 
Es erfolgt ein Hinweis in der Begründung auf 
die Lage in den Erdfallgefährdeten Gebieten 
und das Erfordernis von Baugrunduntersu-
chungen nach DIN 4020. 
Die Vorgehensweise dient der umfassenden 
Information und der allgemeinen Planungssi-
cherheit bei der weiteren Realisierung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:festpunkte@lgln.niedersachsen.de
mailto:festpunkte@lgln.niedersachsen.de
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Photovoltaikanlagen nur eingeschränkt an-
wendbar. Wir empfehlen, bei den Baugrunder-
kundungen insbesondere auf Sulfatgesteine 
oder Hinweise auf Subrosion zu achten. In Ab-
hängigkeit von den Ergebnissen der Baugrun-
derkundungen, sind gegebenenfalls die Grün-
dungen der Photovoltaikanlagen so anzupas-
sen, dass mögliche Erdfälle durch die Grün-
dungskonstruktionen schadlos aufgenommen 
werden können bzw. die Gebrauchstauglichkeit 
der Anlagen dauerhaft sichergestellt ist. Wei-
terführende Informationen dazu unter 
www.lbeg.niedersachsen.de > Geologie > Geo-
gefahren > Subrosion > Hinweise zum Umgang 
mit Subrosionsgefahren. 
 
Im Untergrund der weiteren in den Planungs-
unterlagen ausgewiesenen Planungsflächen 
stehen keine löslichen Gesteine an oder sie lie-
gen in so großer Tiefe, dass bisher keine Erd-
fälle bekannt geworden sind. Eine Gefährdung 
durch Erdfälle ist daher in diesen Bereichen 
nicht gegeben (Erdfallgefährdungskategorie 0 
bis 1 gem. Erlass des Niedersächsischen Sozial-
ministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährde-
ten Gebieten" vom 23.2.1987, Az. 305.4 – 24 
110/2 -). Im Rahmen von Baumaßnahmen sind 
bezüglich der Erdfallgefährdung in diesen Pla-
nungsbereichen keine besonderen konstrukti-
ven Sicherungsmaßnahmen notwendig. 
 
Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen ver-
weisen wir für Hinweise und Informationen zu 
den Baugrundverhältnissen am Standort auf 
den NIBIS® Kartenserver (Thema Ingenieurgeo-
logie). Die Hinweise zum Baugrund bzw. den 
Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotech-
nische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 
Geotechnische Baugrunderkundungen/-unter-
suchungen sowie die Erstellung des geotechni-
schen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-
1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den 
jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
 
Bergbau: Ost 
 
Bitte die EMPG ExxonMobil Production 
Deutschland GmbH am Verfahren beteiligen. 
 
Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die EMPG Exxon Mobile Production und alle 
der Stadt bekannten Leitungsträger sind am 
Planverfahren beteiligt worden. Ihre Stel-
lungnahmen werden berücksichtigt. 
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Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer 
Nähe dazu verlaufen erdverlegte Gashoch-
druckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei 
diesen Leitungen sind Schutzstreifen zu beach-
ten, die von jeglicher Bebauung und von tief-
wurzelndem Pflanzenbewuchs freizuhalten 
sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen Lei-
tungsbetreiber direkt am Verfahren, damit ggf. 
erforderliche Abstimmungsmaßnahmen (ge-
nauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstrei-
fens etc.) eingeleitet werden können. Der Lei-
tungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass es 
eine gesetzliche Mitteilungspflicht gegenüber 
dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle Informati-
onen zum Betreiber bekannt sind, melden Sie 
diese bitte an Leitungskataster@lbeg.nieder-
sachsen.de. Weitere Informationen erhalten 
Sie hier. Die beim LBEG vorliegenden Daten zu 
den betroffenen Leitungen entnehmen Sie bitte 
der nachfolgenden Tabelle: 

Objektname Betrei-
ber 

Leitungstyp Leitungs-
status 

FG-Leitung 
Gastrans-
portnetz 

Avacon 
 
 AG 

Energetische 
oder nicht ener-
getische Leitung 

(nicht an-
gegeben) 

Ferngasleitung 
Sophiental – 
Gifhorn 

Avacon 
AG 

Energetische 
oder nicht-
energetische 
Leitung 

(nicht an-
gegeben) 

FG-Leitung Al-
lerbüttel – Gif-
horn 

Avacon 
AG 

Energetische 
oder nicht-
energetische 
Leitung 

(nicht an-
gegeben) 

FG-Leitung Eh-
lershausen – 
Wesendorf – 
Gifhorn 

Avacon 
AG 

Energetische 
oder nicht-
energetische 
Leitung 

(nicht an-
gegeben) 

FG-Leitung 
Braunschweig – 
Wolfsburg / 
Gifhorn – Sand-
kamp 

Avacon 
AG 

Gashochdruck-
leitung 

Betriebsbe-
reich / in 
Betrieb 

 
 
Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber be-
reits im Rahmen früherer Planungsverfahren 
durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine 
Veränderung des Leitungsverlaufs erfolgte, ist 
die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der 
genannten Unternehmen durch die verfahrens-
führende Behörde abzuwägen. Wir bitten da-
rum, sich mit dem/den betroffenen Unterneh-
men in Verbindung zu setzen und die ggf. zu 
treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen. 
Sofern Ihr Planungsvorhaben Windenergieanla-
gen betrifft, wird auf die Rundverfügung: Ab-
stand von Windkraftanlagen (WEA) zu Einrich-
tungen des Bergbaus verwiesen, auch zu finden 
als Download auf der Webseite des LBEG. 
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Boden 
 
Allgemein 
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des 
Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fo-
kussiert dabei auf die Bewertung der Boden-
funktionen. Bei Einwirkungen auf den Boden 
sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bo-
denfunktionen und der Archivfunktion vermie-
den werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund 
und Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und 
schonend umzugehen und flächenbeanspru-
chende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz 
entsprechen (LROP 3.1.1, 04). Für Niedersach-
sen wird in der Niedersächsischen Nachhaltig-
keitsstrategie eine reduzierte Flächeninan-
spruchnahme von unter 4 ha pro Tag bis 2030 
angestrebt. Das NNatSchG gibt in §1a zudem 
vor, die Neuversiegelung von Böden landesweit 
bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3 ha 
pro Tag zu reduzieren und bis zum Ablauf des 
Jahres 2050 zu beenden. Diese Zielsetzung 
wurde auch in das LROP (3.1.1, 05) aufgenom-
men. Hieraus ergibt sich der Bedarf nach einem 
sparsamen Umgang mit den Ressourcen Boden 
und Fläche für die kommunale Planung. 
 
Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Pla-
nung sollte das Schutzgut Boden in dem zu er-
arbeitenden Umweltbericht entsprechend der 
Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich 
beschrieben und eine Bodenfunktionsbewer-
tung entsprechend der im Bundes- Boden-
schutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten 
Funktionen vorgenommen werden. 
Als Datenbasis zur Bearbeitung des Schutzgu-
tes Boden empfehlen wir unsere Bodenkarte 
i.M.  1:50.000 (BK50) und ihre Vielzahl an Aus-
wertungskarten – u.a. zu Suchräumen für 
schutzwürdige Böden und zu Empfindlichkeiten 
der Böden. Sofern genauere Informationen zu 
den Böden im Gebiet vorliegen, sollten diese 
zusätzlich herangezogen werden. Zur Unter-
stützung bei der Bewertung der Bodenfunktio-
nen und der Empfindlichkeiten von Böden stellt 
das LBEG über den NIBIS® Kartenserver boden-
kundliche Netzdiagramme bereit, die in der 
Planung verwendet werden können. Eine Be-
schreibung der Diagramme und Hinweise zur 
Anwendung finden Sie in Geofakten 40. 
 

 
 
 
Die Hinweise zum Schutzgut Boden werden 
in die Begründung aufgenommen. Es erfolgt 
eine Ergänzung des Umweltberichtes zum 
Schutzgut Boden für die Änderungsbereiche. 
Die Vorgehensweise dient der Rechtssicher-
heit und der umfassenden Information. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=K1rTqdZ
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=K1rTqdZ
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=K1rTqdZ
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=K1rTqdZ
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=BK50_BODENFUNKTIONEN&amp;&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=BK50_BODENFUNKTIONEN&amp;&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
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Im Plangebiet befinden sich laut den Daten des 
LBEG Suchräume für schutzwürdige Böden ent-
sprechend GeoBerichte 8 (Stand: 2019). Im 
Plangebiet handelt es sich um folgende Kate-
gorien: 
 

Kategorie 

Alte Waldstandorte 
Heidepodsole 
Seltene Böden (statis-
tisch)  

Die Karten können auf dem NIBIS® Kartenser-
ver eingesehen werden. Gemäß dem Nds. Lan-
desraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 04) 
sind Böden, welche die natürlichen Bodenfunk-
tionen und die Archivfunktion in besonderem 
Maße erfüllen, vor Maßnahmen der Siedlungs- 
und Infrastrukturentwicklung besonders zu 
schützen. Schutzwürdige Böden sollten bei der 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs beson-
dere Berücksichtigung finden. 
 
Entsprechend den Daten des LBEG sind die Bö-
den empfindlich gegenüber Bodenverdichtung 
(siehe Auswertungskarte „Gefährdung der Bo-
denfunktionen durch Bodenverdichtung“ auf 
dem  NIBIS® Kartenserver). Verdichtungen sind 
durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden – 
zum Schutz und zur Minderung der Beeinträch-
tigungen des Bodens. 
 
Durch die Planung werden kohlenstoffreiche 
Böden mit Bedeutung für den Klimaschutz be-
ansprucht. Böden mit hohen Kohlenstoffgehal-
ten sollen entsprechend dem Nds. Landesraum-
ordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 06) in ihrer 
Funktion als natürliche Speicher für klimarele-
vante Stoffe erhalten werden. Die Daten kön-
nen auf dem NIBIS® Kartenserver eingesehen 
werden. 
In der Planungsphase lassen sich aus boden-
schutzfachlicher Sicht mehrere Möglichkeiten 
der Vermeidung und Minimierung von Beein-
trächtigungen des Schutzguts bedenken und – 
wenn möglich – in Ausschreibungen bzw. fol-
gende Planungsstufen übernehmen. Besonders 
schutzwürdige oder empfindliche Bereiche soll-
ten wenn möglich von einer Bebauung ausge-
nommen werden. Im Rahmen der Bautätigkei-
ten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwen-
dung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_8/geoberichte-8-823.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_8/geoberichte-8-823.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_8/geoberichte-8-823.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_8/geoberichte-8-823.html
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1554&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1554&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1554&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1528.999&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1528.999&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=2129.1026&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=2129.1026&amp;POS-BOX=32597620.4988546%7C5812176.18968165%7C32609130.9564314%7C5824890.727%3B4647&amp;POS-MARK=false&amp;L-LEG=docked
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DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschafts-
bau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung 
von Bodenmaterial). Der Geobericht 28 Boden-
schutz beim Bauen des LBEG dient als Leitfaden 
zu diesem Thema. Weitere Hinweise zur Ver-
meidung und Minderung von Bodenbeeinträch-
tigungen sowie zur Wiederherstellung von Bo-
denfunktionen sind zudem in Geofakt 31 Erhalt 
und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in 
der Planungspraxis zu finden. 
 
Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompen-
sation verbleibender Bodenfunktionsbeein-
trächtigungen sollte durch geeignete Maßnah-
men zur Verbesserung der Bodenfunktionen 
durchgeführt werden (z.B. Entsiegelung, Rena-
turierung, Wiedervernässung). Dementspre-
chend empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge die-
ser Maßnahmen zu vermeiden und Maßnah-
men zu wählen, die den natürlichen Standort-
bedingungen entsprechen. Wir weisen in die-
sem Kontext auf die LBEG Veröffentlichung Er-
halt und Wiederherstellung von Bodenfunktio-
nen in der Planungspraxis hin. 
 
Hinweise zum Thema Freiflächen-Photovol-
taik 
 
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des 
Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Bei 
Bau, Betrieb und Rückbau von Photovoltaik- 
Freiflächenanlagen (PV-FFA) sind Beeinträchti-
gungen der im BBodSchG definierten Boden-
funktionen zu vermeiden oder zu mindern. Dies 
entspricht der Vorsorgepflicht des BBodSchG 
(§7). Schädliche Bodenveränderungen sind ab-
zuwehren (BBodSchG §4). Demzufolge geben 
wir im Folgenden Empfehlungen zum Boden-
schutz bei der Planung (z.B. für Potenzialstu-
dien, Regionale Energiekonzepte, Bauleitpla-
nung) und bei Bau- bzw. Rückbaumaßnahmen 
von PV-FFA. Zudem geben wir fachliche Hin-
weise zur weiteren Prüfung im Verfahren. 
 
Allgemein weisen wir auf den LABO-Leitfaden 
zum Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau,  
Betrieb und Rückbau von Freiflächenanlagen 
für Photovoltaik und Solarthermie hin, in dem 
fachliche Hinweise gebündelt sind. 
 
Bodenschutz in der Planung von PV-FFA 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Bundesbodenschutzgesetz 
zum Thema Freiflächen-Photovoltaik werden 
zur Beachtung bei der weiteren Realisierung 
in die Begründung aufgenommen. 
Die Vorgehensweise dient der umfassenden 
Information und der allgemeinen Planungssi-
cherheit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/static/LFP/Dateien/LABO/B5_22_Arbeitshilfe_Bodenschutz_PV_FFA_Solarthermie.pdf
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Für die Installation von Photovoltaikanlagen 
sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen so-
wie Flächen auf oder an Gebäude oder sonsti-
gen baulichen Anlagen in Anspruch genommen 
werden (vgl. LROP 4.2.1, 03). Wir empfehlen 
folglich, dieses Potenzial vor der Installation 
von PV-FFA auszuschöpfen. 
Gemäß dem Nds. Landesraumordnungspro-
gramm (LROP 3.1.1, 04) sind Böden, welche die 
natürlichen Bodenfunktionen und die Archiv-
funktion in besonderem Maße erfüllen, vor 
Maßnahmen der Siedlungs- und Infrastruk-
turentwicklung besonders zu schützen. 
 
Gemäß LROP sollen Vorbehaltsgebiete Land-
wirtschaft nicht für die Entwicklung von PV-FFA 
in Anspruch genommen werden (vgl. LROP 
4.2.1, 03). Aus bodenschutzfachlicher Sicht 
empfehlen wir zudem, Böden mit einer hohen 
natürlichen Bodenfruchtbarkeit grundsätzlich 
nicht für die Entwicklung von PV-FFA in Be-
tracht zu ziehen. Die landwirtschaftliche Pro-
duktion kann auf Böden mit einer hohen natür-
lichen Fruchtbarkeit hohe Ernteerträge erzie-
len. Agrar- Photovoltaikanlagen (Agri-PV), die 
entsprechend LROP (4.2.1, 03) auch in den Vor-
behaltsgebieten Landwirtschaft vorgesehen 
werden können, könnten hier als eine Lösung 
geprüft werden, welche beide Nutzungen er-
möglicht. 
 
Wie oben beschrieben, sind durch die Planun-
gen kohlenstoffreiche Böden betroffen. Moor-
böden und andere kohlenstoffreiche Böden 
werden in Niedersachsen häufig landwirt-
schaftlich genutzt. Für diese Nutzung wurden 
sie üblicherweise entwässert. Entwässerung, 
Düngung und Bodenbearbeitung führen dazu, 
dass die organische Substanz von Moorböden 
zersetzt wird und die Böden damit Treibhaus-
gase freisetzen (siehe hierzu Geofakt 38). Bei 
der Errichtung von PV-FFA auf entwässerten, 
landwirtschaftlich genutzten Moorböden bietet 
sich die Möglichkeit, diese Zersetzungsprozesse 
durch eine fachgerechte Wiedervernässung zu 
stoppen. So kann der Klimaschutzeffekt, der 
durch die Photovoltaikanlagen erzielt wird, er-
heblich gesteigert werden. Ohne Wieder-
vernässung ist bei entwässerten Moorböden 
mit einem fortschreitenden Verlust des Torfkör-
pers zu rechnen. Wir empfehlen folglich, die Er-
richtung von PV-FFA auf diesen Böden immer 
mit einer vollständigen Wiedervernässung der 
Moorböden umzusetzen. Fachliche Hinweise 
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zur fachgerechten Umsetzung sind in Geobe-
richt 45 verfügbar. Eine Wiedervernässung ist 
dauerhaft sicherzustellen. Wartungsarbeiten 
und Rückbaumaßnahmen müssen an die ver-
nässte Situation angepasst geplant und folglich 
bodenschonend durchgeführt werden. 
 
Den Rückbau der Anlagen und die Folgenut-
zung der Flächen empfehlen wir bereits in der 
Planung frühzeitig in den Blick zu nehmen. So-
fern die Flächen zuvor als Flächen für die Land-
wirtschaft genutzt wurden, sollte nach Ablauf 
der Nutzung als PV-FFA eine Rückführung in 
diese Nutzung erfolgen. Dies dient aus boden-
schutzfachlicher Sicht insbesondere der Ver-
meidung einer dauerhaften Flächeninanspruch-
nahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen. Das 
BauGB bietet hierzu die Möglichkeit über §9 
Abs. 2. Demnach kann im Bebauungsplan fest-
gesetzt werden, dass die baulichen und sonsti-
gen Nutzungen und Anlagen nur für einen be-
stimmten Zeitraum oder bis zu dem Eintritt be-
stimmter Umstände zulässig sind und anschlie-
ßend in eine vorgegebene Folgenutzung über-
führt werden. 
 
Wir empfehlen eine möglichst versiegelungs-
arme Gestaltung der Anlagen. Auf befestigte 
Zuwegungen sollte folglich so weit wie möglich 
verzichtet werden. Die Gründung der Anlagen 
mit Pfählen oder Ankern ist aus bodenschutz-
fachlicher Sicht einer Gründung mit Betonfun-
damenten vorzuziehen. 
 
Bodenschutz beim Bauen 
 
In der Planung sollten zudem frühzeitig 
Grundsätze zum Bodenschutz beim Bauen ver-
ankert werden. Diese sind gemäß DIN 19639 
u.a. dann von besonderer Bedeutung, wenn die 
Böden nach der Maßnahme weiterhin die na-
türlichen Bodenfunktionen erfüllen sollen, wie 
es bei der Etablierung von PV-FFA der Fall ist. 
Beim Bau von PV-FFA bestehen unterschiedli-
che Wirkfaktoren, die negative Beeinträchti-
gungen des Bodens auslösen können. In der 
Bauphase sind dies insbesondere Baustraßen, 
Lager- und Abstellflächen, Befahrung durch 
Maschinen, Bodenaushub und -umlagerung. 
Auch anlagebedingt sind Böden betroffen, ins-
besondere durch Versiegelung, die Verlegung 
von Kabelverbindungen im Boden oder durch 
die Überdeckung durch die Module. Aus boden-
schutzfachlicher Sicht geben wir nachfolgend 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Bodenschutz beim Bauen 
werden zur Beachtung bei der weiteren Rea-
lisierung in die Begründung aufgenommen. 
Die Vorgehensweise dient der umfassenden 
Information und der allgemeinen Planungssi-
cherheit. 
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einige Hinweise zur Vermeidung und Minimie-
rung von Bodenbeeinträchtigungen. Im Rah-
men der Bautätigkeiten sind insbesondere fol-
gende DIN-Normen zu berücksichtigen: DIN 
19639 Bodenschutz bei Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetati-
onstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten, 
DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial. Um 
dauerhaft negative Auswirkungen zu vermei-
den, sollten die Böden im Bereich der Bewe-
gungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch geeig-
nete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsverbots-
zonen, Baggermatten) geschützt werden. Bo-
den sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- 
und aufgetragen werden. Die Lagerung von Bo-
den in Bodenmieten sollte ortsnah, schichtge-
treu, in möglichst kurzer Dauer und entspre-
chend vor Witterung geschützt vorgenommen 
werden (gemäß DIN 19639). Außerdem sollte 
das Vermischen von Böden verschiedener Her-
kunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften 
vermieden werden. Auf verdichtungsempfindli-
chen Flächen sollten Stahlplatten oder Bagger-
matten zum Schutz vor mechanischen Belas-
tungen ausgelegt werden. Besonders bei die-
sen Böden sollte auf die Witterung und den 
Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um 
Strukturschäden zu vermeiden. Bodenerosion 
durch ablaufendes Niederschlagswasser von 
den Modulflächen ist zu vermeiden. Besonde-
rer Handlungsbedarf besteht diesbzgl. bei Flä-
chen in Hanglage. Insbesondere bei größeren 
Vorhaben empfehlen wir die Hinzuziehung ei-
ner bodenkundlichen Baubegleitung und die Er-
stellung eines Bodenschutzkonzeptes. Ziel der 
bodenkundlichen Baubegleitung ist es, die Be-
lange des vorsorgenden Bodenschutzes im 
Rahmen von Baumaßnahmen zu erfassen, zu 
bewerten und negative Auswirkungen auf das 
Schutzgut Boden durch geeignete Maßnahmen 
zu vermeiden. Als fachliche Grundlage sollte 
DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben“ dienen. Der 
Geobericht 28 Bodenschutz beim Bauen des 
LBEG dient als Leitfaden zu diesem Thema in 
Niedersachsen. Weitere Hinweise zur Vermei-
dung und Minderung von Bodenbeeinträchti-
gungen sowie zur Wiederherstellung von Bo-
denfunktionen sind zudem in Geofakt 31 Erhalt 
und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in 
der Planungspraxis zu finden. 
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Sonstige Hinweise 
 
Die verwendeten Materialien mit Bodenkon-
takt sollten für den Einsatz im sauren Milieu 
unter reduzierenden Bedingungen geeignet 
sein. Die Freisetzung von Schadstoffen in Bo-
den und Grundwasser, z.B. infolge Korrosion, 
ist zu verhindern. 
 
Rohstoffe 
 
Gegen die vorliegende 131. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der Stadt Gifhorn bestehen 
aus Sicht des Fachbereiches Rohstoffwirtschaft 
keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Wir weisen jedoch darauf hin, dass ein Teilbe-
reich der Fläche G.1 innerhalb eines Rohstoffsi-
cherungsgebietes für Sandgewinnung von regi-
onaler Bedeutung (Rohstoffsicherungsgebiet 2. 
Ordnung 3428 S/17) liegt. Auf der Fläche G.1 
ist ein Areal mit Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft vorgesehen (Entwicklungsziel Hei-
delandschaft; planzeichnerische Darstellung als 
Grünfläche), welche auch als Kompensations-
flächenpool genutzt werden soll. Anhand der 
vorliegenden Unterlagen ist ersichtlich, dass 
hierfür z.T. bereits Rechtskraft besteht. 
 
Im Rahmen der langfristigen Rohstoffvorsorge 
empfehlen wir grundsätzlich, Rohstoffsiche-
rungsgebiete von Maßnahmen freizuhalten, 
die einen Rohstoffabbau erschweren oder ver-
hindern. Dies kann auch Maßnahmen zur öko-
logischen Aufwertung der Flächen betreffen. 
 
Insgesamt hat das betroffene Rohstoffsiche-
rungsgebiet 2. Ordnung wirtschaftlich und 
raumordnerisch auf langfristige Sicht eine er-
höhte Relevanz. Zur Sicherung der langfristigen 
Rohstoffversorgung ist im regionalen Raum-
ordnungsprogramm (RROP) des Großraums 
Braunschweig bereits für den aktuellen Zeitrah-
men ein Teilbereich als Vorbehaltsgebiet Roh-
stoffgewinnung ausgewiesen. 
 
Zudem erfolgt im Südteil des Rohstoffsiche-
rungsgebiets bereits ein Rohstoffabbau, sodass 
hier bereits etablierte Unternehmensstrukturen 
bestehen, aus deren Vorhandensein man ablei-
ten kann, dass der hier vorhandene Rohstoff 
tatsächlich auch den für eine wirtschaftliche 
Nutzung benötigten Anforderungen entspricht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus 
Sicht der Rohstoffwirtschaft keine grundsätz-
lichen Bedenken bestehen. Die Hinweise zur 
Fläche G.1 hinsichtlich ihrer Lage im Roh-
stoffsicherungsgebiet 2. Ordnung werden in 
die Begründung aufgenommen. 
Die Naturschutzfachlichen Entwicklungsziele 
können gegebenenfalls im Rahmen einer Bo-
denabbaugenehmigung als Rekultivierungs-
ziel aufgenommen werden. Insofern dient die 
Vorgehensweise der rechtssicheren Planung 
und Realisierung. 
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Wir empfehlen daher, Maßnahmen zur ökolo-
gischen Aufwertung innerhalb des Rohstoffsi-
cherungsgebietes 3428 S/17 erst nach Abbau 
des Rohstoffes vorzunehmen. Beispielsweise 
sollten, innerhalb der insgesamt rd. 35 ha gro-
ßen Fläche G.1, Maßnahmen vorrangig im 
Westteil vorgenommen werden. 
 
Die aktuellen Rohstoffsicherungskarten können 
über den NIBIS® Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de – Karten, Daten 
und Publikationen) eingesehen oder als frei 
verfügbarer WMS Dienst abgerufen werden. 
 
Hinweise 
 
Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten 
und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind, be-
achten Sie bitte unser Schreiben vom 
04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-
2024- 0001). 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange haben wir keine weiteren Hinweise 
oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, 
mögliche Konflikte gegenüber den raumplane-
rischen Belangen etc. ableiten und voraus-
schauend berücksichtigen zu können. Die Stel-
lungnahme wurde auf Basis des aktuellen 
Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-
grundlage ist weder als parzellenscharf zu in-
terpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht et-
waige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaub-
nisse, Bewilligungen oder objektbezogene Un-
tersuchungen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis des LBEG wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das LBEG wird an der weiteren Pla-
nung beteiligt. 

   

37. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Bezirksstelle Braunschweig (lwk) vom 
21.11.2024 

  

Zur 131. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Gifhorn werden wir beteiligt und neh-
men als Träger öffentlicher Belange und aus 
fachlicher Sicht zu dem Änderungsbereich wie 
folgt Stellung: 
Die vorliegende Planung wird aufgestellt, um in 
der Stadt Gifhorn in Teilbereichen die Darstel-
lung des Flächennutzungsplans hin zur Sonder-
baufläche für Photovoltaiknutzung zu ändern. 
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Weiterhin werden veraltete und überholte Dar-
stellungen an die tatsächlichen örtlichen Gege-
benheiten angepasst und es erfolgt eine Digita-
lisierung des Flächennutzungsplans. 
Bei den Änderungsbereichen für Freiflächen-
Photovoltaik handelt es sich um vier Teilflä-
chen. Die Flächen sollen als Sonderbauflächen 
für „Freiflächenphotovoltaik und Landwirt-
schaft“ dargestellt werden. 
PV.1 Größe ca. 23 ha, Lage östlich K 114, B-
Plan „FFPV Clausmoor“ befindet sich bereits in 
der Planung 
PV.2 Größe ca. 23 ha, Lage östlich Golfplatz/ 
nördlich Marie-Luisenhof 
PV.3 Größe ca. 14 ha, Lage östlich Golfplatz/ 
südwestlich Marie-Luisenhof 
PV.4 Größe ca. 3 ha, Lage östlich B4/ westlich 
OT Kästorf 
Bei den Flächen handelt es sich um überwie-
gend landwirtschaftlich genutzte Acker- und 
Grünlandflächen, deren Böden durchschnittlich 
eine natürliche Ertragsfähigkeit von unter 25 
Bodenpunkten aufweisen. Gemäß der Boden-
karte des LBEG besitzen die Böden eine geringe 
bis sehr geringe Bodenfruchtbarkeit. In dem 
Regionalen Raumordnungsprogramm wird die 
Fläche PV.1 als Vorbehaltsgebiet Landwirt-
schaft aufgrund hohen, natürlichen, standort-
gebundenen landwirtschaftlichen Ertragspo-
tenzials dargestellt. 
Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
steht dem weiteren Ausbau regenerativer Ener-
gien grundsätzlich positiv gegenüber und setzt 
hierbei auf einen ausgewogenen Mix der Ener-
giequellen Wind, Sonne und Biomasse. Bei der 
Errichtung von konventionellen Freiflächen-
Photovoltaikanlagen ist darauf zu achten, dass 
es nicht zu Flächenkonkurrenzen und Fehlent-
wicklungen auf dem Pacht- und Bodenmarkt 
kommt. Eine mögliche Betriebsgefährdung 
durch Flächenentzug muss vermieden werden. 
Grundsätzlich bedarf es u. E. auf regionaler und 
kommunaler Ebene planerischer Zielaussagen, 
in welchem Umfang neben der prioritären Nut-
zung von Dachflächen, Fassadenflächen, Kon-
versionsstandorten und Brachflächen eine In-
anspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 
für die Photovoltaiknutzung angestrebt wird. 
Inwieweit die Stadt Gifhorn bereits ein Energie-
konzept entwickelt hat, ist uns nicht bekannt. 
Wir begrüßen, dass die Stadt Gifhorn einen Kri-
terienkatalog bei der Planung von Freiflächen-
PV-Projekten erstellt hat. Unter anderem sollen 
z.B. nur Flächen mit einer Bodenzahl von unter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme und die Haltung der Land-
wirtschaftskammer zum weiteren Ausbau re-
generativer Energien wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
Der Kriterienkatalog der Stadt Gifhorn und 
das vorliegende Planverfahren sollen eine 
möglichst verträgliche Planung von Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen im Gemeindege-
biet vorbereiten und steuern. 
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25 Punkten herangezogen werden oder das 
Sondergebet FF-PV nur maximal 10 ha groß 
sein. 
Neben der Bodengüte sind weitere agrarstruk-
turelle Aspekte in die Betrachtung einzubezie-
hen, die zu berücksichtigen und im weiteren 
Verfahren abzuarbeiten sind: 

• Wir setzen voraus, dass einzelbetriebliche 
Härtefälle durch Flächenentzug vermieden 
werden. Im Fall einer derzeitigen Bewirt-
schaftung auf Pachtbasis wäre zu prüfen, 
inwiefern durch diese baubedingten Flä-
chenentzüge landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen einzelbetriebliche Betroffenheiten ge-
geben sind. 

• Bezüglich der Überplanung und der Nut-
zung landwirtschaftlicher Wirtschaftswege 
und Flächen sind einvernehmliche Regelun-
gen mit der Feldmarkinteressentschaft und 
evtl. mit der örtlichen Jagdgenossenschaft 
zu treffen. 

• Konkrete Aussagen zu Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen liegen derzeit noch nicht 
vor. Zu prüfen ist, inwiefern hier überhaupt 
ein Kompensationsbedarf aus der Inan-
spruchnahme von intensiv genutzter Acker-
fläche resultiert, da insgesamt eine Auf-
wertung stattfindet. Eventuelle Maßnah-
men sind unter dem Aspekt der größtmög-
lichen Schonung von Grund und Boden 
(§1a BauGB) umzusetzen. 

• Es wird vorausgesetzt, dass die Funktions-
fähigkeit überplanter Beregnungseinrich-
tungen oder Dränageleitungen, soweit 
diese auch für angrenzende und weiter 
landwirtschaftlich genutzte Flächen eine 
Funktion übernehmen, erhalten bleibt. Eine 
Beregnung der angrenzenden Flächen 
muss uneingeschränkt erhalten bleiben. 

• Durch die angrenzende Feldbewirtschaf-
tung sind Immissionen im Bereich des Plan-
gebiets zu erwarten, die grundsätzlich als 
ortsüblich zu tolerieren sind. Neben Stäu-
ben ist hier vor allem die Abdrift von Bereg-
nungswasser zu nennen. 
Mit der vorliegenden Planung sollen ca. 63 
ha landwirtschaftliche Nutzfläche für die 
Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen planungsrechtlich in Gebiet der Stadt 
Gifhorn gesichert werden. Bei einer Ge-
samtfläche von ca. 105,4 km² entspricht 
dies einem Flächenanteil von ca. 0,6 %. Mit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf Ebene der Bebauungspläne und zukünfti-
ger Planentwürfe soll gewährleistet werden, 
dass Anlagen so geplant werden, dass Wirt-
schaftswege sowohl für die Landwirtschaft, 
als auch für Erholungssuchende weiter nutz-
bar bleiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise zu etwaigen Drainage- und Bereg-
nungseinrichtungen wurden ebenfalls vom 
Dachverband der Beregnungsverbände mit 
eingebracht und mit in die Begründung über-
nommen.  
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der jetzigen Planung wird das Flächenziel 
von 0,5 % erfüllt. 
 

Nachfolgend gibt das Forstamt Südostheide 
eine Stellungnahme, in Bezug auf die Waldbe-
lange als Träger öffentlicher Belange, ab. 
 
Die Änderungen schneiden Waldflächen gem. 
§2 NWaldLG an oder überspannen diese gänz-
lich. Durch die Festlegung als Grünfläche darf 
der rechtliche Waldcharakter nicht verloren ge-
hen oder eine Waldumwandlung vereinfacht 
werden. Alleinig die Flächen W1 und W2 sind 
als Wald festgesetzt worden, wobei deutlich 
mehr Flächen Wald beinhalten. 
Dies zeigt sich auch in der Fläche L7. Sie ist die 
Einzige welche die vorhandenen Waldflächen 
teilweise, neben der Grünfläche/landwirt-
schaftlichen Flächen festsetzt. Wobei auch hier 
festzustellen ist, dass die Walddarstellung un-
zureichend und unvollständig ist. 
Daher stellt sich die Frage, warum nicht alle 
Waldflächen, welche prinzipiell erhalten wer-
den sollen, auch als diese dargestellt sind. 
Die Bereiche für Photovoltaikanlagen grenzen 
allesamt an Wälder an. Der im LROP und 
RROP, sowie in der Arbeitshilfe für Freiflächen-
Photovoltaikanlagen (NLT) präzisierte, Abstand 
zwischen Wäldern und störenden Bebauungen 
wird vollständig außer Acht gelassen. Im haus-
eigenen Kriterienkatalog wurde dieser Aspekt 
auch nicht aufgenommen und spielt für die Flä-
chenausweisung keine Rolle. 
Auch wenn Abstandregelungen im späteren 
Verfahren beachtet werden können, stellt die 
Festsetzung im Flächennutzungsplan den 
Schutz der Wälder frühzeitig sicher und sollte, 
aus Waldsicht, ergänzt werden. Wissenschaft-
lich begründet ist, der in der Arbeitshilfe vom 
NLT angegebene, Abstand von 50 m. Daher 
sollte dieser Wert Anwendung finden. 
Wir stellen zusammenfassend fest, dass sich 
kategorische Ausschlussgründe auf Grundlage 
der Planunterlagen nicht ergeben, durch die 
Planung aber grundsätzlich land- und forstwirt-
schaftliche Belange berührt werden. Inwieweit 
die Vorgaben des Kriterienkatalogs bei der Pla-
nung Berücksichtigung finden, ist der vorlie-
genden Bauleitplanung nicht zu entnehmen. 
Eine Gesamtkonzeption für die Steuerung von 
Potentialflächen unter Beachtung agrarstruk-
tureller Gesichtspunkte ist den Planunterlagen 
ebenfalls nicht zu entnehmen. Ohne eine solche 
Konzeption kann die Ausweisung von PV-

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Die Untere Waldbehörde hat in ihrer 
Stellungnahme ebenfalls auf den Waldcha-
rakter bestimmter Flächen hingewiesen. Es 
erfolgen im Anschluss an die frühzeitige Be-
teiligungsphase Anpassungen an den Darstel-
lungen der Flächen um den Waldcharakter 
bzw. den tatsächlichen Zustand der Flächen 
in der Örtlichkeit besser darzustellen. Aus 
diesen Anpassungen kann im Anschluss da-
ran auch eine Umbenennung resultieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu den Abstandwerten von 
Wald zu den Planflächen auf Ebene des Flä-
chennutzungsplanes wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
Die gewählte Flächendarstellung wird beibe-
halten. Nach Ansicht der Verwaltung bezie-
hen sich die Abstandswerte auf die Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung. Der auf 
diesem Weg erlangte Planungsspielraum hin 
zur Baumgrenze ermöglicht es, in zu entwi-
ckelnden Bebauungsplänen konkrete Kom-
pensationsmaßnahmen entlang des Waldes 
zu planen und so auf einem gestalterischen 
Weg, die Abstandwerte einzuhalten.  
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Standorten auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen aber nicht abschließend bewertet wer-
den. 
Im weiteren Verfahren bitten wir die vorge-
nannten Belange zu berücksichtigen. 
   
   

38. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Forstamt Südostheide vom 

  

   

39. Niedersächsisches Forstamt Unterlüß 
vom 

  

   

40. NLWKN Nds. Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
vom 12.11.2024 

  

Nach Durchsicht der von Ihnen vorgelegten Un-
terlagen z.o.g. Vorgang wird festgestellt, dass 
von der NLWKN Betriebsstelle Süd als Träger 
Öffentlicher Belange (TÖB) zu vertretenden Be-
lange wie Messeinrichtungen und landeseigene 
Anlagen sowie Flächen im Besitz des NLWKN 
wie folgt betroffen ist: 
Auf dem Weg zu der geplanten PV P.3 befindet 
sich die im Eigentum vom Wasserwerk Gifhorn 
betriebene Grundwassermessstelle: GWM Gif-
horn 55 (MST-ID 112400095). Bei der GW-
Messstelle handelt es sich um eine Messstelle, 
die zum landesweiten EG-Wasserrahmenrichtli-
nie-Messnetz (EG-WRRL) gehört und der 
NLWKN diese Messstellen für Beprobungen, die 
Ergebnisse für seine Auswertungen nutzen und 
veröffentlichen darf. 
 
Ich bitte Sie die Zugänglichkeit zu der Mess-
stelle - wie bisher - zu gewährleisten und dies 
bei der Zuwegung zu der geplanten PV.3 – Flä-
che zu berücksichtigen. 
Ein Lageplan und ein Foto zu der GW-Mess-
stelle sind aus der Anlage zu entnehmen. 
 
Weitere Hinweise bitte in den Planungsunter-
lagen mitaufnehmen: 
 
Der NLWKN möchte Sie darauf hinweisen, dass 
die Überschwemmungsgebiete (ÜSG) Ise und 
Allerkanal + Nebengewässer mit Bekanntma-
chung durch den Landkreis Gifhorn v. 06. Sep-
tember 2011, bzw. 10. Dezember 2020 per Ver-
ordnung festgesetzt wurde, und es hier eine 
Überschneidung mit Ihren Planungen gibt. 
Das Überschwemmungsgebiet ist nach § 78 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Der Hinweis zur Gewährleistung der Zu-
gänglichkeit zu vor Ort befindlichen Grund-
wassermessstellen wird mit in die Begrün-
dung übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die weiteren Hinweise des NLWKN werden 
zur Kenntnis genommen. Bei den Änderungs-
bereichen die sich innerhalb der Über-
schwemmungsgebiete befinden (G.8, G.9 
und L.7) handelt es sich lediglich um eine 
Korrektur einer Darstellung aus einer rechts-
wirksamen Flächennutzungsplanänderung. 
Das Überschwemmungsgebiet wird auch 
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WHG freizuhalten, es bestehen besondere Ver-
bote und Genehmigungsvorbehalte nach § 78 
Abs. 6 WHG. Die zuständige Untere Wasserbe-
hörde ist hier der Landkreis Gifhorn. Für wei-
tere Fragen bittet der NLWKN sich mit der Un-
teren Wasserbehörde des Landkreises Gifhorn 
in Verbindung zu setzen.  
 
Weiterhin weist der NLWKN daraufhin, dass 
sich folgende Flächen: G.3, G.2, G.11, G.5, L.3 
und G.6 in dem Trinkwassergewinnungsgebiet 
(TWGG) Gifhorn befinden. Für das TWGG zu-
ständig ist ebenfalls die Untere Wasserbehörde 
des Landkreises Gifhorn. Bei den PV – Flächen 
befinden sich nur P.2 bis P.4 in diesen Bereich. 
Ich bitte dies u.a. auf der Seite 21 und 36 in der 
Begründung zu ergänzen und zu ändern. 

nach diesem Planverfahren von der Bebau-
ung freigehalten. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Der Landkreis Gifhorn und die dort an-
sässige untere Wasserbehörde sind am Betei-
ligungsverfahren beteiligt. Die Ergänzungen 
zum Trinkwassergewinnungsgebiet werden 
in der Begründung überprüft und gegebenen-
falls ergänzt. 

   
   

41. Niedersächsisches Umweltministerium 
vom 

  

   

42. Dachverband der Beregnungsverbände im 
Landkreis Gifhorn - Geschäftsstelle 
vom 06.11.2024 

  

Wir bedanken uns für die Beteiligung im oben 
genannten Verfahren und teilen folgende An-
merkungen mit: 
 
Wir begrüßen die Überarbeitung, die einer 
Klarstellung und Vereinfachung der Übersicht-
lichkeit des Flächennutzungsplanes dienen soll. 
Wir begrüßen insbesondere die Ausweisung 
unter A) Nr. 2.6, die Ausweisung der Ände-
rungsbereiche L.1 bis L.7 als Flächen für die 
Landwirtschaft. Des Weiteren findet die Klar-
stellung, dass die in Inanspruchnahme der 
landwirtschaftlichen Flächen begrenzt werden 
soll sowie der ausdrückliche Hinweis auf eine 
Errichtung möglichst von Freiflächen Agri-PV-
Anlagen unter Hinweis auf die gemeinsam er-
arbeiteten Kriterien der Stadt Gifhorn aus Sep-
tember 2023. 
 
Wir fordern, bei der endgültigen Ausweisung 
der Gebiete für Energiegewinnung darauf zu 
achten, dass bei der Abgrenzung der Flächen 
keine spitzen Winkel oder ähnliche erschwert 
bewirtschaftbare umliegenden landwirtschaft-
lichen Flächen verbleiben. Soweit Hecken als 
Einfriedung und Sichtschutz um die Module an-
gesetzt werden, ist darauf zu achten, dass die 
Pflege der Hecken (Rückschnitt etc.) geregelt 
ist (nach Bedarf kann dies gegen vertragliche 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
Die Hinweise hinsichtlich der Pflege und des 
Rückschnitts von Heckenreihen werden in die 
Begründung übernommen. Ebenfalls werden 
die Ergänzungen zu vor Ort befindlichen Drai-
nage- und Beregnungsrohren mit aufgenom-
men. Die Vorgehensweise dient der umfas-
senden Information und der allgemeinen Pla-
nungssicherheit. 
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Vereinbarung von den Landwirten übernom-
men werden), so dass keine faktische Verklei-
nerung der umliegenden landwirtschaftlichen 
Flächen oder eine erschwerte Bewirtschaftung 
hierdurch eintritt. Hier könnten die Regelungen 
zum Schwengelrecht analog herangezogen 
werden. 
 
Auch wenn durch die Bebauung mit Modulen 
zur Gewinnung von Sonnenenergie nur eine ge-
ringfügige Bodenversiegelung einhergeht, wer-
den Ausgleichsflächen in einem bestimmten 
Maße notwendig werden. Dies wird in der ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. in den konkre-
ten Bebauungsplänen geregelt. Bereits jetzt 
weisen wir jedoch daraufhin, Ausgleichsmaß-
nahmen möglichst produktionsintegriert vorzu-
schreiben, um keinen weiteren Verbrauch land-
wirtschaftlicher Flächen hierdurch zu begrün-
den. 
Bereits jetzt wird auch empfohlen, mit den ört-
lichen Beregnungsverbänden Kontakt aufzu-
nehmen, um gegebenenfalls Beregnungs- 
und/oder Drainagerohre auf den betroffenen 
Flächen zu orten und gegebenenfalls eine Um-
legung auf Kosten des Projektierers zu veran-
lassen. 
 
Soweit unseren Vorgaben im weiteren Verfah-
ren gefolgt wird, können wir für unsere Mitglie-
der zunächst keine weiteren Einwände geltend 
machen. Genauerer Vortrag zu z. B. Ausgleichs-
flächen wird dem Bauleitplanverfahren vorbe-
halten werden. 
   
   

43. Unterhaltungsverband Mittelaller vom   

   

44. Aller-Ohre-Ise-Verband vom 18.10.2024   

  Keine Anregungen. 
   

45. Wasserverband Untere Ise vom   

   

46. Isenbütteler Bewässerungsverband 
vom 

  

   

47. Bundespolizei-Fliegerstaffel Fuhlendorf, 
Stützpunkt Gifhorn, Leiter des Stützpunktes 
vom 28.10.2024 

  

  Keine Anregungen. 
   

48. Freiwillige Feuerwehr Gifhorn vom   
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49. Bundespolizeidirektion Hannover, Sachbe-
reich 34 vom 30.10.2024 

  

  Keine Anregungen. 
   

50. Polizeiinspektion Gifhorn vom   

   
   

51. Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(BAIUDBw) Referat Infra I 3 vom 10.10.2024 

  

Die Plangebiete im Stadtgebiet Gifhorn befin-
den sich alle innerhalb des Zuständigkeitsberei-
ches für militärische Flugplätze gem. § 18a und 
§ 14 Luftverkehrsgesetz. Durch das Vorhaben 
werden Belange der Bundeswehr berührt, je-
doch nicht beeinträchtigt. 
Die Flächen G1, W1 und W2 befinden sich je-
doch in einem Hubschraubertiefflugkorridor 
der Bundeswehr. Ob diese Flächen geeignet 
sind, muss in weiteren Verfahren mit spezifi-
zierten Daten (Ausrichtung, Blendwirkung etc.) 
einzelfallgeprüft werden. Ich bitte, diese An-
merkungen in die Abwägung mit einfließen zu 
lassen. 
Ich hoffe Ihnen mit diesen Erläuterungen wei-
tergeholfen zu haben.  

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men und die Begründung um die Belange des 
Luftverkehrs entsprechend ergänzt. 
 
 
 
Die Hinweise zu den Flächen G.1, W.1 und 
W.2 werden zur Kenntnis genommen. Durch 
die geplanten Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes sollen sich an den genannten 
Stellen keine Änderungen hinsichtlich der tat-
sächlichen Nutzung ergeben. Die konkreten 
geplanten Sonderbauflächen Freiflächenpho-
tovoltaik beschränken sich auf die als PV.1 – 
PV.2 gekennzeichneten Flächen. Auf Ebene 
der Bebauungspläne wird genauer auf Fakto-
ren wie die Kollektorausrichtung, -höhe und 
die Blendwirkung eingegangen und es wer-
den Gutachten dazu eingeholt. Das Bundes-
amt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) 
wird bei der verbindlichen Bauleitplanung 
beteiligt. Die Vorgehensweise dient der 
Rechtssicherheit. 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung 
erfolgte eine Überarbeitung der PV-Flächen 
aus der sich Änderungen in Hinblick auf Aus-
dehnung, Lage und Bezeichnung der Flächen 
ergeben können. 

   
   

52. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 
vom 30.10.2024 

  

  Keine Anregungen. 
   
   

53. LGLN, Regionaldirektion Hannover, Kampf-
mittelbeseitigungsdienst vom 17.10.2024 

  

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(KBD) Niedersachsen beim Landesamt für 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf potenzielle Kriegseinwirkungen und 
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Geoinformation und Landesvermessung Nie-
dersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - 
Hannover als Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen 
einer anderen Planung um Stellungnahme ge-
beten. Diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet 
des Landes Niedersachsen vollständig durch 
Kampfhandlungen betroffen. In der Folge kön-
nen heute noch nicht detonierte Kampfmittel, 
z.B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige 
Munition im Boden verblieben sein. Daher 
sollte vor geplanten Bodeneingriffen grund-
sätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsicht-
lich der Kampfmittelbelastung durchgeführt 
werden. 
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der 
Gefahren ist eine historische Erkundung, bei 
der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung 
von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 
ausgewertet werden (Kriegsluftbildauswer-
tung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Son-
dierung durch eine gewerbliche Kampfmittel-
räumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenab-
wehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte 
sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort gel-
tenden Vorgaben informiert werden. Bei kon-
kreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem 
über geeignete Vorgehensweisen. 
 
Hinweis:  
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD 
beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 
6 Niedersächsisches Umweltinformationsge-
setz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nie-
dersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen 
dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und 
aus personellen Gründen nicht möglich, da pri-
oritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. 
Ein Auszug aus dem Kampfmittelinformations-
system ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. 
Der KBD informiert die zuständigen Gefahren-
abwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse 
durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte 
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenab-
wehrbehörden daher bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildaus-
wertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 
entsprechende schriftliche Auftragserteilung 
unter Verwendung des Antragsformulars und 
der Rahmenbedingungen, die Sie über folgen-
den Link abrufen können: 

den allgemeinen Kampfmittelverdacht wurde 
in der Begründung eingegangen. 
Der Hinweis zu einer möglichen Beauftra-
gung einer gesonderten Kriegsluftbildauswer-
tung wird in die Begründung übernommen. 
Die Vorgehensweise dient der umfassenden 
Information und der allgemeinen Planungssi-
cherheit. 
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https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allge-
meine_informationen/kampfmittelbeseiti-
gungsdienst-niedersachsen-207479.html 
   
   

54. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 
vom 07.11.2024 

  

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von 
DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Sta-
tion & Service AG) bevollmächtigtes Unterneh-
men, übersendet Ihnen hiermit folgende Ge-
samtstellungnahme zu o.a. Vorhaben. 
Durch des Plangebiets verlaufen die Bahnstre-
cke 1962 Gifhorn - Wieren, Bahn-km 10,1 – 
30,6 und Bahnstrecke 6107 Berlin-Hbf-Le Bf – 
Lehrte, Bahn-km 197,1 – 203,7. Wir bitten da-
her die folgenden Auflagen / Bedingungen und 
Hinweise zu beachten: 
Es dürfen die Sicherheit und der Betrieb des Ei-
senbahnverkehres auf der planfestgestellten 
und gewidmeten Bahnstrecken 1962 und 6107 
nicht gefährdet oder gestört werden. 
Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit 
der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, 
Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberlei-
tungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewähr-
leisten. 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im 
unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften 
jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnot-
wendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen 
gerechnet werden muss. 
Wir gehen davon aus, dass planfestgestelltes 
DB Gelände nicht überplant wird. 
Es sind die Abstandsflächen gemäß LBO sowie 
sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche 
Bestimmungen einzuhalten. 
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer 
dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgelei-
tet werden. Einer Versickerung in Gleisnähe 
kann nicht zugestimmt werden. 
Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei 
zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie 
sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwir-
kung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der In-
betriebnahme eine Blendung herausstellen, so 
sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmun-
gen anzubringen. 
Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch 
Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikan-
lage keinerlei negativen Auswirkungen auf die 
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs (z.B. Sichtein-
schränkungen der Triebfahrzeugführer durch 

  
 
 
 
 
Die Stellungnahme und die Hinweise werden 
zur Kenntnis genommen. 
Da sich die Änderungsbereiche für die Photo-
voltaik nicht im näheren Einzugsgebiet der 
Liegenschaften und der Infrastruktur der 
Deutschen Bahn, DB Liegenschaften befin-
den, besteht aus Sicht der Verwaltung keine 
Gefahr für Bahnanlagen oder den Eisenbahn-
betrieb. 
Die Hinweise zu den Belangen der Bahn wer-
den im Interesse der umfassenden Informa-
tion für die verbindliche Bauleitplanung in die 
Begründung aufgenommen. Die Vorgehens-
weise dient der allgemeinen Planungssicher-
heit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
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z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen kön-
nen und dass die Lärmemissionen des Schie-
nenverkehrs nicht durch Reflektionseffekte er-
höht werden. 
Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Stre-
cke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunterneh-
men sind hinsichtlich Staubeinwirkungen durch 
den Eisenbahnbetrieb (z.B. Bremsabrieb) sowie 
durch Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. 
Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von 
allen Forderungen freizustellen. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leis-
tungsfähigkeit der Anlage (Schattenwurf usw.), 
die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind, 
keine Ansprüche gegenüber der DB AG sowie 
bei den auf der Strecke verkehrenden Eisen-
bahnverkehrsunternehmen geltend gemacht 
werden können. Bei mit 110 kV – Bahnstrom-
leitungen überspannten Anlagen ist die DB bei 
allen witterungsbedingten Ereignissen, z.B. 
Eisabfall von den Seilen der Hochspannungslei-
tung, von allen Forderungen freizustellen. 
Wir weisen daraufhin, dass sowohl einmalige 
Überfahrten zur Anlieferung von Anlagenteilen 
als auch dauerhafte Nutzung bestehender Zu-
wegungen über Bahnflächen vor Baubeginn 
abschließend geklärt sein müssen. Die Klärung 
in enger Abstimmung mit den entsprechenden 
Fachdiensten der DB InfraGO AG ist zwingend 
erforderlich. Bei dauerhaften Zuwegungen ist 
zudem eine vertragliche Regelung erforderlich. 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung 
der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Körperschall, Abgase, Fun-
kenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elekt-
rische Beeinflussungen durch magnetische Fel-
der etc.), die zu Immissionen an benachbarter 
Bebauung führen können. 
Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausge-
henden Emissionen sind erforderlichenfalls von 
der Gemeinde oder den einzelnen Bauherren 
auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnah-
men vorzusehen bzw. vorzunehmen. 
Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen ge-
gen diese Einwirkungen aus dem Bahnbetrieb 
sind gegebenenfalls im Bebauungsplan festzu-
setzen. 
In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten 
Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit 
der Beeinflussung von Monitoren, medizini-
schen Untersuchungsgeräten und anderen auf 
magnetische Felder empfindlichen Geräten zu 
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rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für entspre-
chende Schutzvorkehrungen zu sorgen. 
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / 
Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist 
das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der 
Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten 
oder herunterhängenden Haken verboten. Die 
Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau 
einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Ab-
nahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom 
Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu 
tragen. 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von 
Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen 
den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbe-
triebes entsprechen. 
Wir verweisen auf die Sorgfaltspflicht des Bau-
herrn. Für alle zu Schadensersatz verpflichten-
den Ereignisse, welche aus der Vorbereitung, 
der Bauausführung und dem Betrieb des Bau-
vorhabens abgeleitet werden können und sich 
auf Betriebsanlagen der Eisenbahn auswirken, 
kann sich eine Haftung des Bauherrn ergeben. 
Wir empfehlen daher vor Baubeginn eine er-
neute Beteiligung der DB AG, DB Immobilien, 
bei allen Baumaßnahmen durch den Bauherrn. 
Bei Bauten, die nicht im Genehmigungsfreistel-
lungsverfahren errichtet werden, ist die DB als 
Nachbar am Verfahren zu beteiligen. 
Wir bitten Sie uns an dem weiteren Verfahren 
zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit die Ab-
wägungsergebnisse und den Satzungsbeschluss 
zuzusenden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien wird 
an allen weiteren Beteiligungsschritten betei-
ligt. 
 

   
   

55. EBA Eisenbahn-Bundesamt  
vom 09.12.2024 

  

Ihr Schreiben ist am 08.10.2024 beim Eisen-
bahn-Bundesamt eingegangen und wird hier 
unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. 
Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Trä-
ger öffentlicher Belange. 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige 
Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanla-
gen und die Bahnstromfernleitungen (Eisen-
bahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bun-
des. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob 
die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen 
bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Ge-
setzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung 
des Bundes berühren. 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes wer-
den von der 131. Änderung des 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men, insbesondere, dass die vom Eisenbahn 
Bundesamt zuvertretenden Belange ausrei-
chend berücksichtigt sind. 
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Flächennutzungsplanes (Freiflächen Photovol-
taik) – Teilpläne 1-4 alt, Neufassung und 
Digitalisierung werden in der Planung ausrei-
chend berücksichtigt. Insofern bestehen keine 
Bedenken. 
Lassen Sie mich darauf hinweisen, dass die Zu-
lässigkeit von Vorhaben im Außenbereich ge-
mäß § 35 Abs. 2, Nr. 8 bb BauGB der Nutzung 
von solarer Strahlungsenergie auf einer Fläche 
längs von Schienenwegen (Bahnstrecken) des 
übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) mit min-
destens zwei Hauptgleisen dient und in einer 
Entfernung zu diesen von bis zu 200 m gemes-
sen von äußeren Rand der Fahrbahn. 
Der äußere Rand der Fahrbahn beginnt bei 
Bahnstrecken am äußeren Rand der Gleisanla-
gen, nicht an der Grundstücksgrenze zu be-
nachbarten Flächen, auf denen die Photovolta-
ikanlagen errichtet werden können. 
Im Gebiet der Stadt Gifhorn verläuft die zwei-
gleisige und elektrifizierte Bahnstrecke Hanno-
ver – Berlin als Bestandteil des übergeordneten 
Schienennetzes. 
Die Bahnstrecke Braunschweig – Gifhorn - Uel-
zen ist hingegen zum weit überwiegenden Teil 
eingleisig und fällt damit nicht unter den § 35 
Abs. 1 Nr. 8 bb BauGB. 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Mit diesem Verfahren sollen die bauleitpla-
nerischen Voraussetzungen geschaffen wer-
den, um für die Bereiche der Freiflächen-Pho-
tovoltaik (FFPV) gesonderte Bebauungspläne 
zu entwickeln. Weiterhin erstrecken sich die 
konkreten Änderungsbereiche für die FFPV-
Planung in jedem Fall in ausreichendem Ab-
stand zu Gleisanlagen und Schienenwegen. 
Es ist daher nicht von Beeinträchtigungen 
auszugehen. 
 

   
   

56. NLSTBV - Nds. Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr, Geschäftsbereich Wolfenbüt-
tel vom 05.11.2024 

  

Durch die o. a. Flächennutzungsplanänderung 
werden Belange, die seitens des Geschäftsbe-
reiches Wolfenbüttel zu vertreten sind, insbe-
sondere hinsichtlich der Ausweisung von Bau-
flächen direkt an der freien Strecke der Bundes-
straße 4 im Abschnitt 418 berührt. Die Bauver-
botszone und das Zu- und Ausfahrtsverbot an 
den freien Strecken der B 4 ist zu berücksichti-
gen. 
Für all geplanten Photovoltaikanlage gilt, dass 
die Betreiber der jeweiligen Anlage über ein 
Blendgutachten den Nachweis führen, dass 
durch die Anlagen keine Blendwirkung für Ver-
kehrsteilnehmer auf der Bundes- bzw. Landes-
straße ausgeht. Hierbei handelt es sich sowohl 
um die Blendwirkung durch spiegelnde Sonnen-
strahlung, als auch um die Blendwirkung durch 
ggf. geplante Beleuchtungs-/Überwachungsan-
lagen. Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass 
durch Bau, Bestand und Betrieb der Anlagen 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Der Hinweis zur Bauverbotszone wird in 
die Begründung übernommen. 
Aus Sicht der Verwaltung kann die derzeitige 
Darstellung der Flächen für die Ebene des 
Flächennutzungsplanes in ihrer jetzigen Form 
jedoch beibehalten werden. 
 
 
Blendgutachten zu negativen Effekten von 
Kollektorflächen und potenziellen Beleuch-
tungsanlagen auf den Straßenverkehr müs-
sen auf Ebene der Bebauungspläne bzw. bei 
der Realisierung im Bauantragsverfahren vor-
gelegt werden. Hierzu erfolgt eine Ergänzung 
der Begründung. 
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keinerlei negative Auswirkungen auf die Sicher-
heit des Straßenverkehrs entstehen können. 
Im Rahmen des Winterdienstes der Straßen-
baulastträger ist eine Beeinträchtigung der An-
lage durch Gischt aus Wasser und Salz nicht 
völlig ausgeschlossen. Für eventuelle Schäden 
hierdurch übernimmt die Straßenbauverwal-
tung keine Haftung. 
Einzelheiten werden in dem Bebauungsplanver-
fahren geregelt. 
Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Um-
weltprüfung habe ich keine Anmerkungen vor-
zubringen. 
Ich bitte Sie jedoch im Bebauungsplanverfah-
ren die Flächen, die für Kompensationsmaß-
nahmen ggf. erforderlich sind, mit genauen An-
gaben zur Lage (Gemarkung, Flur, Flurstück) zu 
kennzeichnen und in der Übersicht zum Gel-
tungsbereich mit darzustellen. Eine Betroffen-
heit mit eigenen Kompensationsmaßnahmen 
muss geprüft werden können. 
 
Unter der Voraussetzung, dass der vorstehende 
Hinweis im weiteren Bauleitplanverfahren be-
rücksichtigt wird, stimme ich der Flächennut-
zungsplanänderung in straßenbau- und ver-
kehrlicher Hinsicht zu. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist beabsichtigt den naturschutzfachlichen 
Ausgleich für zukünftige Bebauungspläne zu 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhabenin-
tern umzusetzen. Aus diesem Grund ist zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht davon auszugehen, 
dass Kompensationsmaßnahmen der Landes-
behörde beeinflusst werden können. Der 
Hinweis zu Kompensationsmaßnahmen an-
derer Behörden wird jedoch für die Ebene 
der Bebauungspläne in der Begründung be-
rücksichtigt. 
 

   

57. Verkehrsgesellschaft Landkreis Gifhorn 
vom 

  

   
   

58. Bischof-Brauner GbR vom   

   
   

59. Bischöfliches Generalvikariat vom   

   
   

60. Evangelisch-luth. Kirche, Kirchenamt Gif-
horn vom 

  

   
   

61. Katholische Kirchengemeinde St. Altfrid 
vom 

  

   
   

62. Katholische Kirchengemeinde St. Bernward 
vom 

  

   
   

63. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, 
Hauptstelle Portfoliomanagement vom 
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64. Staatliches Baumanagement vom   

   
   

65. BUND Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland e.V. vom 

  

   
   

66. City-Gemeinschaft Gifhorn e.V. vom   

   
   

67. KONU Koordinationsstelle der Natur- und  
Umweltschutzverbände im Landkreis Gifhorn 
vom 08.11.2024 

  

Im Namen der nebenstehend genannten Ver-
bände nehme ich wie folgt zu dem beantragten 
Vorhaben Stellung: 
 
Zunächst unsere Aussagen zu den Freiflächen-
Photovoltaik­ Sondergebieten im Allgemeinen 
 
o Grundsätzlich geben wir Photovoltaik-Mo-

dulen auf bestehenden Gebäuden und be-
reits versiegelten Bereichen den Vorzug vor 
einer Freiraumnutzung, um das knappe 
Gut Fläche für andere wichtige Nutzungen 
zu erhalten. 

o In Deutschland genügen die bei Sonne und 
Wind erzeugten Stromleistungen bereits 
jetzt, um den Bedarf zu decken. Problema-
tisch bleibt die „Dunkelflaute", das ist die 
Zeit, in der weder Photovoltaik noch Wind-
energieanlagen ausreichend produzieren. 
Dies ist selbstverständlich von der Witte-
rung abhängig und gilt daneben in jeder 
Nacht. Während dieser Zeit sind die Strom-
anbieter Deutschlands bislang auf C02-
emmittierende Kraftwerksproduktionen 
oder Stromimporte angewiesen. (siehe 
Bundesnetzagentur: www.smard.de) 

o U.a. deshalb ist es enorm wichtig, die ge-
plante, zusätzliche Stromproduktion ent-
weder direkt an einen Verbraucher zu lie-
fern oder aber den Strom zu speichern und 
während der „Dunkelflaute" bereitzustel-
len. Daher gehört unseres Erachtens zwin-
gend zu einer sinnhaften Planung, die Nut-
zung des Stroms in die Planung von Solar-
parks einzubeziehen. Das scheint in der 
Stadt Gifhorn noch nicht der Fall zu sein 
und sollte unbedingt geschehen. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Der Ausbau von Photovoltaik-Anlagen auf 
Dächern wird über die aktuellen Pflichten der 
Niedersächsischen Bauordnung forciert. 
Gleichzeitig ist mit der vorliegenden Planung 
beabsichtigt einen Beitrag zu den im Nieder-
sächsischen Klimagesetz gesteckten Zielen 
für Freiflächen-Photovoltaik (FFPV) zu leisten. 
 
Stromspeicherlösungen wurden aus der aktu-
ellen Planung bewusst ausgeklammert, könn-
ten aber zukünftig über ein gesondertes Ver-
fahren geplant werden. Weiterhin fließen die 
geplanten FFPV-Bereiche in die Betrachtun-
gen der, derzeit in Aufstellung befindlichen, 
kommunalen Wärmeplanung der Stadt Gif-
horn ein. 
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o Das im Auftrag des BMUV arbeitende Kom-
petenzzentrum für Naturschutz und Ener-
giewende (KNE) verweist auf eine Studie 
der TH Bingen von Hietel, E., Lenz, C., 
Schnaubelt, H.L. (2021): 
Untersuchungsbericht zum Forschungspro-
jekt „Wissenschaftliche Untersuchungen 
zur Entwicklung eines Modellkonzepts für 
naturverträgliche und biodiversitätsfreund-
liche Solarparks“. Im Fazit (S.36) wird emp-
fohlen, dass z.B. die Tiefe der Modultische 
nicht zu groß sein sollte (nicht mehr als 5 
m), der Modulreihenabstand nicht zu klein 
sein sollte (mind. 3,5 m, besser 6 m). 
Dies dürfte bei einer geplanten gleichzeiti-
gen landwirtschaftlichen Nutzung der Plan-
flächen leicht einzuhalten sein. 

o Die Arbeitshilfe des Niedersächsischen 
Landkreistags (NLT) Planung von Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen in Niedersach-
sen Okt. 2022 sieht auf Seite 39 aus ver-
schiedenen Gründen einen Mindestabstand 
von Modulen zu Wald von 50 m vor. Wir 
empfehlen diesen Abstand auch in Gifhorn 
einzuhalten. 

o Es ist zu prüfen, ob innerhalb und/ oder an-
grenzend an Planflächen vorhandene He-
cken, Gräben und Einzelbäume rechtlich 
geschützte Landschaftsteile darstellen. 
Diese wären zu erhalten und ein ausrei-
chender Abstand zu den Modulreihen ein-
zuhalten. 

o Wir widersprechen der Aussage des Um-
weltberichts unter Vermeidung und Verrin-
gerung von Beeinträchtigungen (S. 38), 
dass mittels Eingrünungen von Solarparks 
eine „Aufwertung des Landschaftsbildes 
entstehen" kann. Diese Hecken, die zu-
nächst einige Jahre wachsen müssen, bis 
sie überhaupt ihre volle Wirkung entfalten 
können, haben gegenüber einer rein von 
Vegetation bedeckten Fläche immer nur ei-
nen reduzierenden Effekt der Wahrneh-
mung von Modulreihen als abiotische/un-
natürliche oder technische Flächen, die 
eine eindeutige Verschlechterung des 
Landschaftsbildes und der Erholungsfunk-
tion bedeuten. Daher fordern wir zum Aus-
gleich des Landschaftsbildes die Zahlung 
eines Ersatzgeldes. 

o Die Module sollten im Bedarfsfall ohne 
chemische Reinigungszusätze, d.h. aus-
schließlich mit Wasser gereinigt werden. 

Der Hinweis zu Modultischbreiten und -tiefen 
wird für die Ebene der Bebauungspläne zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zu den einzuhaltenden Waldab-
ständen wird zur Kenntnis genommen. Auf 
Flächennutzungsplanebene wird auf kon-
krete Abstandwerte jedoch verzichtet – auch 
Aufgrund des Maßstabsfaktors. 
Natürlich ist beabsichtigt, Abstände zu Wald-
flächen einzuhalten. Um zu gewährleisten, 
dass zukünftig zu entwickelnde Bebauungs-
pläne ihren naturschutzrechtlichen Ausgleich 
vorhabenintern umsetzen können, wurden 
die Änderungsgebiete großzügig und auf 
Ebene der Flächennutzungsplanung ohne 
Schutzabstände gewählt. 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
wird geprüft werden, ob geschützte Hecken-
reihen, Einzelbäume oder Naturdenkmäler 
innerhalb oder entlang der Planflächen be-
stehen und wie diese am besten erhalten 
und geschützt werden können. Die untere 
Wasserbehörde hat in ihrer Stellungnahme 
vom 06.11.2024 ebenfalls auf die verschiede-
nen Oberflächengewässer entlang oder in-
nerhalb der Geltungsbereichsgrenzen hinge-
wiesen. Auf Ebene der Bebauungspläne wird 
es dazu Festsetzungen geben, die Abstands- 
und Pflegevorschriften berücksichtigen. 
Der Flächennutzungsplan bereitet die ver-
bindliche Bauleitplanung lediglich vor und 
entfaltet kein unmittelbares Baurecht. Inso-
fern sind auf dieser Ebene noch keine kon-
kreten Ausgleichsmaßnahmen oder Aus-
gleichszahlungen für externe Kompensatio-
nen zu fordern. 
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o Schließlich empfehlen wir, mit dem Betrei-
ber eine Absicherung zum Rückbau der An-
lagen nach Ablauf des Pachtzeitraums zu 
vereinbaren, die sowohl rechtssicher (ggf. 
Nachfolgebetreiber) als auch finanziell aus-
reichend hoch ist. 
 
 
 
 

 
Nachstehend unsere Aussagen zu den einzel-
nen Freiflächen­, Photovoltaik-Sondergebiets-
flächen: 
 
PV.1: 
Die Gehölzstrukturen auf dieser Planfläche soll-
ten unbedingt erhalten werden. Das ist in je-
dem Fall sinnvoll und wird in diesem Bereich, in 
dem der „... Erhalt, Verbesserung und Förde-
rung der Biotopvernetzung durch Entwicklung 
naturnaher Landschaftselemente, sowie Förde-
rung landschaftsbezogener Erholungsangebote 
als Ziel des Landschaftsplans (1995) formuliert 
worden waren (S.31), nochmals bedeutender. 
 
PV.2: 
Unseres Erachtens liegt diese Planfläche zu nah 
am westlichen Siedlungsgebiet der Stadt Gif-
horn. 
Weiter zeichnet die Fläche durch ihre Klein-
strukturen wie Einzelbäume und 
Gehölzinseln aus, die nicht nur erhaltenswert 
sind, sondern zu denen ggf. auch ein entspre-
chender Abstand einzuhalten wäre. 
Daneben ist in unserem Landkreis die kleinräu-
mige und unebene Topografie eine Besonder-
heit, die ebenfalls Kleinststrukturen hervor-
bringt. Diese sollten unbedingt in der Konzep-
tion des Solarparks eingefügt und so erhalten 
bleiben. 
 
PV.3: 
Bei dieser Planfläche weisen wir auf ausrei-
chende Waldabstände (s.o.) hin. 
 
PV.4: 
Bei dieser Planfläche weisen wir auf ausrei-
chende Modultischhöhen und Modulreihenab-
stände (s.o.) hin. 
 
Nachstehend Anmerkungen, die die Verein-
heitlichung/Korrektur der vorhandenen Flä-
chennutzungs-Teilpläne insgesamt betreffen: 

Die Hinweise werden zur Beachtung bei der 
weiteren Realisierung in die Begründung auf-
genommen. Die Vorgehensweise dient der 
allgemeinen Planungssicherheit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach Abschluss der frühzeitigen Beteiligung 
und der Betrachtung aller Stellungnahmen 
wurde die Fläche PV.1 auf ca. 7ha verkleinert. 
Dies sollte ein erster Schritt auf Flächennut-
zungsplanebene sein um zukünftige konkrete 
Projekte verträglicher, bzw. konfliktärmer in 
den Landschaftsraum des „Clausmoor“ einzu-
binden. Der Hinweis zu den Gehölzstrukturen 
wird für die Ebene der Bebauungspläne be-
rücksichtigt. 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung 
erfolgte eine Überarbeitung der PV-Flächen 
aus der sich Änderungen in Hinblick auf Aus-
dehnung, Lage und Bezeichnung der Flächen 
ergeben können. 
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Uns bleibt die Vorgehensweise bzw. das aus-
schlaggebende Kriterium zur Eingruppierung 
von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(SPE-Flächen) als Grünfläche (G. Ziffer) oder 
landwirtschaftliche Fläche (L. Ziffer) unklar. 
 
Soll diese Einordnung über die Art der Bewirt-
schaftung erfolgen oder aber über die Biotope, 
die als Ziel benannt sind? 
So ist beispielsweise sowohl die Fläche G.4 „ex-
tensiv gepflegt" (S.14) und ebenso für die Flä-
che L.2 eine „extensive Bewirtschaftung festge-
legt" (S.18), obwohl beide unterschiedlich ein-
gruppiert sind. Weiter heißt es für L.3: „... eine 
extensiv bewirtschaftete Streuobstwiese entwi-
ckelt und eine Fläche als extensives Grünland 
erhalten ..." (S.18), wodurch sie genauso gut 
als Grünlandfläche eingeordnet werden 
könnte. 
Wir bitten die Unterschiede der beiden Klassifi-
zierungen eindeutiger zu formulieren. 
 
Die im Folgenden genannten Aussagen bezie-
hen sich auf Einzelflächen: 
 
L.4: 
Diese Fläche ist in der Realität keine einheitli-
che Fläche, sondern sie wird durch einen Wirt-
schaftsweg, der auch zur Naherholung genutzt 
wird, in einen nördlichen Teil, der etwa zwei 
Drittel ausmacht, und einen südlichen Teil, der 
entsprechend ca. ein Drittel einnimmt, unter-
teilt. Der größere Bereich ist eine landwirt-
schaftliche Fläche, aber der kleinere Bereich ist 
Wald. Wir plädieren dafür, diese Unterschei-
dung aufzunehmen, da es ja in der vorliegen-
den Flächennutzungsplanänderung ausdrück-
lich auch um die Korrektur bestehender Ver-
hältnisse geht. Außerdem bietet der Wirt-
schaftsweg eine eindeutige Trennlinie. 
 
L.7: 
Bei dieser sehr großen Fläche, die ehemals ins-
gesamt als SPE-Fläche dargestellt worden ist, 
bleibt offen, ob es Teilbereiche gibt, die tat-
sächlich als Ausgleichsflächen ausgewiesen 
worden waren, es jedoch nie zur Umsetzung 
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kam. 
Das ist weniger selten, als man vermuten 
würde. 
Falls solch eine Prüfung noch nicht erfolgt sein 
sollte, fordern wir, eine solche nachzuholen 

 
Das Hauptkriterium für die Darstellung der 
Flächen unterhalb/innerhalb der Umgren-
zung von Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (SPE-Flächen) waren 
die textlichen Festlegungen in den ursprüng-
lichen Flächennutzungsplanänderungen. An-
schließend wurde geprüft, ob aus entwickel-
ten Bebauungsplänen Ausgleichsmaßnahmen 
innerhalb der Umgrenzung umgesetzt wor-
den sind. Sollte in beiden Fällen, aus den, 
teilweise sehr alten, rechtsgültigen Plänen 
kein konkretes Pflegeziel hervorgegangen 
sein, wurde die tatsächliche Nutzung der Flä-
che abgebildet. Da der Flächennutzungsplan 
die beabsichtige, städtebauliche Entwicklung 
für das gesamte Gemeindegebiet darstellen 
soll, wird die Vorgehensweise für diese Neu-
fassung als angebracht angesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Fläche werden zur Kenntnis 
genommen. Auf Basis der Stellungnahmen 
der unteren Naturschutzbehörde und des Re-
gionalverbandes Großraum Braunschweig 
wurden im Nachgang an die frühzeitige Trä-
gerbeteiligung bereits entsprechende Ände-
rungen an der Darstellung der Fläche vorge-
nommen, um eine Trennung des landwirt-
schaftlichen Teils der Fläche von der südli-
chen Waldfläche und dem dortigen Biotop 
wiederzugeben. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Änderungsbereich L.7 wer-
den zur Kenntnis genommen. Die SPE-Fläche 
in ihrer ursprünglichen Form, wie in der 60. 
Flächennutzungsplanänderung dargestellt 
worden ist, dient als Ausgleichsflächenpool, 
auch für zukünftige Bauleitplanverfahren. Da-
her unterligt sie einem Wandel, der in einem 
Flächennutzungsplan nicht dargestellt wer-
den kann. Auch aus diesem Grund ist beab-
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und ggf. die Flächen entsprechend zu kenn-
zeichnen und noch ausstehende Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen durchzuführen. 
 
 
Bitte informieren Sie uns über den Fortgang 
des Verfahrens. 

sichtigt, nach Möglichkeit, lediglich den tat-
sächlichen Zustand der Fläche in der Neufas-
sung des Flächennutzungsplanes darzustel-
len. Nach Hinweisen des Landkreises wurde 
die Darstellung um weitere Flächen für Wald 
ergänzt. 
Jene festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen, 
die zum jetzigen Stand großflächige Auswir-
kungen auf die Plandarstellung gehabt ha-
ben, z.B. aus dem Bebauungsplan Gifhorn Nr. 
76/93 „Unternehmenspark Gifhorn-Sürd“, 
Teilbereich 1, wurden in die Darstellung mit 
aufgenommen. 
Eine generelle, gesonderte Darstellung konk-
ret umgesetzter Ausgleichs- oder Ersatzmaß-
nahmen innerhalb des Änderungsbereiches 
L.7 ist auf Ebene des Flächennutzungsplanes 
nicht beabsichtigt. Die Stadt pflegt die Über-
sicht über die Zuordnung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen separat in ihrem soge-
nannten Ausgleichspflächenpool (Ökokonto). 

   
   

68. Landvolk Niedersachsen, Kreisverband Gif-
horn-Wolfsburg e.V. vom 06.11.2024 

  

Wir bedanken uns für die Beteiligung im oben 
genannten Verfahren und teilen folgende An-
merkungen mit: 
 
Wir begrüßen die Überarbeitung, die einer 
Klarstellung und Vereinfachung der Übersicht-
lichkeit des Flächennutzungsplanes dienen soll. 
Wir begrüßen insbesondere die Ausweisung 
unter A) Nr. 2.6, die Ausweisung der Ände-
rungsbereiche L.1 bis L.7 als Flächen für die 
Landwirtschaft. Des Weiteren findet die Klar-
stellung, dass die Inanspruchnahme der land-
wirtschaftlichen Flächen begrenzt werden soll 
sowie der ausdrückliche Hinweis auf eine Er-
richtung möglichst von Freiflächen Agri-PV-An-
lagen unter Hinweis auf die gemeinsam erar-
beiteten Kriterien der Stadt Gifhorn aus Sep-
tember 2023. 
 
Wir fordern, bei der endgültigen Ausweisung 
der Gebiete für Energiegewinnung darauf zu 
achten, dass bei der Abgrenzung der Flächen 
keine spitzen Winkel oder ähnliche erschwert 
bewirtschaftbare umliegenden landwirtschaft-
lichen Flächen verbleiben. Soweit Hecken als 
Einfriedung und Sichtschutz um die Module an-
gesetzt werden, ist darauf zu achten, dass die 
Pflege der Hecken (Rückschnitt etc.) geregelt 
ist (nach Bedarf kann dies gegen vertragliche 

  
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
Die Hinweise hinsichtlich der Pflege und des 
Rückschnitts von Heckenreihen werden in die 
Begründung übernommen. Ebenfalls werden 
die Ergänzungen zu vor Ort befindlichen Drai-
nage- und Beregnungsrohren in die Begrün-
dung mit aufgenommen. Die Vorgehensweise 
dient der umfassenden Information und der 
allgemeinen Planungssicherheit. 
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Vereinbarung von den Landwirten übernom-
men werden), sodass keine faktische Verkleine-
rung der umliegenden landwirtschaftlichen Flä-
chen oder eine erschwerte Bewirtschaftung 
hierdurch eintritt. Hier könnten die Regelungen 
zum Schwengelrecht analog herangezogen 
werden. 
Auch wenn durch die Bebauung mit Modulen 
zur Gewinnung von Sonnenenergie nur eine ge-
ringfügige Bodenversiegelung einhergeht, wer-
den Ausgleichsflächen in einem bestimmten 
Maße notwendig werden. Dies wird in der ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. in den konkre-
ten Bebauungsplänen geregelt. Bereits jetzt 
weisen wir jedoch darauf hin, Ausgleichsmaß-
nahmen möglichst produktionsintegriert vorzu-
schreiben, um keinen weiteren Verbrauch land-
wirtschaftlicher Flächen hierdurch zu begrün-
den. 
 
Bereits jetzt wird auch empfohlen, mit den ört-
lichen Beregnungsverbänden Kontakt aufzu-
nehmen, um gegebenenfalls Beregnungs- 
und/oder Drainagerohre auf den betroffenen 
Flächen zu orten und gegebenenfalls eine Um-
legung auf Kosten des Projektierers zu veran-
lassen. 
 
Soweit unseren Vorgaben im weiteren Verfah-
ren gefolgt wird, können wir für unsere Mitglie-
der zunächst keine weiteren Einwände geltend 
machen. Genauerer Vortrag zu z. B. Ausgleichs-
flächen wird dem Bauleitplanverfahren vorbe-
halten werden. 
   

69. ASG Abwasser- und Straßenreinigungsbe-
trieb vom 

  

   
   

70. GEG - Gifhorner Grundstücks- und Erschlie-
ßungsgesellschaft mbH vom 

  

   
   

71. WiSta - Wirtschaftsförderung und Stadt-
marketing Gifhorn GmbH vom 

  

   
   

72. Fachbereich 32 – Ordnung vom   

   
   

73. Fachbereich 40 – Bildung und Jugend vom   
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74. Fachbereich 41 – Kultur und Soziales 
vom 

  

   
   

75. Fachbereich 60 – Bauverwaltung vom   

   
   

76. Fachbereich 63 – Bauordnung vom   

   
   

77. Fachbereich 65 – Tiefbau vom   

   
   

78. Gleichstellungsbeauftragte Stadt Gifhorn 
vom 

  

   
   

79. Klimamanagement Stadt Gifhorn vom   

   
   
 
 
 

II. Private 

 
 

Private Person I. vom 05.11.2024   

Ich bin Anwohner Lehmweg X und möchte fol-
gende Stellungnahme zum Bauleitverfahren 
„131. Änderung des Flächennutzungsplanes für 
die Fläche PV1“ abgeben und bitte um Prüfung 
im Rahmen der anstehenden Änderung des Flä-
chennutzungsplans. 
 
Durch die geplante „Einkesselung“ der Wohn-
gebäude Lehmweg X, Y, Z in West-, Nord- und 
Ostrichtung durch mögliche PV-Anlagen 
kommt es zu Verstärkungen des negativen Ein-
flusses durch Lärm und Blendwirkung. Die Ver-
stärkung des negativen Einflusses durch diese 
Umbauung der Wohngebäude mit PV-Anlagen 
wurde in Ihrer Planung und Begründung nicht 
ausreichend berücksichtigt. 
Weiterhin entfällt durch die umschließende Be-
bauung die Möglichkeit der Wärmeaufnahme 
von nicht bebauten Flächen an heißen Som-
mertagen. Hierzu finde ich in der Begründung 
keinen Hinweis auf Prüfung und bitte daher 
diese Prüfung nachzuholen. 
 
In Ihrer Stellungnahme finde ich keine Rege-
lung zum erforderlichen Abstand und Angaben 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung 
erfolgte eine Überarbeitung der PV-Flächen 
aus der sich Änderungen in Hinblick auf Aus-
dehnung, Lage und Bezeichnung der Flächen 
ergeben können. 
Grundsätzlich handelt es sich bei der vorlie-
genden Flächennutzungsplanänderung um 
eine Angebotsplanung. Das bedeutet, dass 
eine rechtswirksame Flächennutzungspla-
nung kein unmittelbares Baurecht entfaltet. 
Bei der verbindlichen Bauleitplanung und der 
Realisierung ist das Nachbarrecht zu beach-
ten. 
Der sich ebenfalls im Verfahren befindliche 
Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photo-
voltaik Clausmoor“ orientiert sich örtlich 
zwar an den Änderungsbereichen, ist jedoch 
ein unabhängiges Verfahren. Gutachten zu 
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der erforderlichen Freiflächen zu der festgeleg-
ten Maximalgröße von 10 ha. Ich bitte hierzu 
konkrete Angaben, insbesondere im Hinblick 
auf die Größe der Fläche PV1 von 23 ha. 
 
Inmitten der Fläche PV1 befindet sich ein Nist-
platz von Weißstörchen. Wie wurde der Schutz 
dieser Tiere in der Umweltverträglichkeitsprü-
fung berücksichtigt? Ich bitte hierzu um Stel-
lungnahme. 
 
Als Anwohner des Lehmwegs X beobachte ich 
zahlreiche erholungssuchende Spaziergänger 
auf Lehmweg und Brandweg östlich der K114. 
Bei dem Bau von PV-Anlagen im Areal PV.1 
würde der Erholungswert dieses Gebietes er-
heblich leiden. Diesen Tatbestand sehe ich in 
Ihrer Begründung zum Punkt Erholung nicht 
ausreichend berücksichtigt. 
 
Wie ist die Regelung zum Abstand von PV-Anla-
gen zu Wohngebäuden? Hierzu finde ich in Ih-
rer Begründung keine Regelung. 
 
Ich bitte um Eingangsbestätigung und Stellung-
nahme vor weiterer Genehmigung. 

Lärm und Blendwirkungen von konkret ge-
planten Anlagen werden auf Ebene der Be-
bauungspläne in Auftrag gegeben und finden 
dort wiederum ihren Weg in die Begründung 
und die individuelle Beurteilung des jeweili-
gen Vorhabens. 
Es gibt keine konkret festgelegten Abstands-
werte potenzieller Anlagen zueinander. Im 
Kriterienkatalog der Stadt Gifhorn für Freiflä-
chen-Photovoltaik welcher der Begründung 
als Anlage beigefügt ist, ist jedoch festge-
schrieben, dass sich die Maßnahmen in das 
Landschaftsbild einbinden sollen und Kom-
pensationsmaßnahmen (im Idealfall vorha-
benintern) umgesetzt werden müssen. Zu-
künftige Bebauungspläne, die alle Kriterien 
des Katalogs erfüllen, müssen wiederum alle 
üblichen Verfahrensschritte eines Bauleit-
planverfahrens durchlaufen und werden in 
den verschiedenen politischen Gremien erör-
tert. Dort erfolgt die Entscheidung. 
 
Hinweise zum Umgang mit dem Vogelschutz 
gab es im Rahmen der Trägerbeteiligung be-
reits durch die untere Naturschutzbehörde, 
die auf die zu erbringende artenschutzrechtli-
che Prüfung und den möglichen Einfluss auf 
die Vogelpopulation hingewiesen hat. Solche 
konkreten Prüfungen erfolgen ebenfalls auf 
der Ebene der Bebauungspläne, wenn die je-
weiligen Vorhaben so konkret bekannt sind, 
dass die Bewertung des Eingriffes möglich ist. 
Dort kann im Anschluss z.B. über verschie-
dene textliche Festsetzungen auch Einfluss 
genommen werden auf Kompensationsmaß-
nahmen (z.B. Lerchenfenster), regelmäßige 
Begehungen oder es können Modulreihenab-
stände und Modultischbreiten festgeschrie-
ben werden. Dadurch kann es im Nachgang 
für Vögel (wie z.B. Störche) erleichtert wer-
den, auch zwischen den Anlagen weiterhin 
Nahrung finden zu können. An dieser Stelle 
wird darauf hingewiesen, dass durch die Ver-
schattung, die durch die Anlagen entsteht, 
Lebensräume entstehen, die unterschiedli-
chen Arten als Lebensraum entgegenkom-
men. 
 
Nach Sichtung aller eingegangen Stellungnah-
men und einer erneuten Bewertung der ver-
schiedenen Potenzialflächen wurde der Än-
derungsbereich PV.1 im Clausmoor auf nun-
mehr ca. 7 ha verkleinert. Das soll auch zur 
besseren Verträglichkeit vor Ort beitragen.  
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Private Person II. vom 26.10.2024   

Ich habe in der Allerzeitung gelesen, dass neue 
Solarparks geplant sind. 
 
Mein Vorschlag ist, die Solarflächen auf ca. 3 - 
4 Meter hohen Ständern aufzubauen, sodass 
noch Ackerbau für Schatten liebende Pflanzen 
möglich ist. 
 
Außerdem sollten an vielen Straßenrändern So-
laranlagen platziert werden und auch Park-
plätze könnten mit Solar überdacht werden mit 
vielen Lademöglichkeiten für E-Mobile! 

 Die Stellungnahme und die Hinweise werden 
zur Kenntnis genommen.  
Die Möglichkeit der hier vorgeschlagenen 
Umsetzung von Agri-PV würde von der Stadt 
Gifhorn begrüßt werden und wurde im Krite-
rienkatalog für Freiflächen-PV verankert. Sie 
soll in jedem Fall auf den Planflächen möglich 
sein. Dennoch ist eine Beschränkung auf 
diese Form der Nutzung von FFPV in Gifhorn 
nicht beabsichtigt. Auch aus dem Grund, weil 
sich Agri-PV vielerorts noch in der Erprobung 
befindet und eine Beschränkung auf diese Art 
der Stromerzeugung potenzielle Investoren 
ausschließen könnte. 
 

   
   

Private Person III. vom 04.11.2024   

Ich habe gesehen, dass aktuell ein Bauleitver-
fahren für Freiflächen Photovoltaikanlagen 
läuft. 
 
Ich hatte dazu schonmal 2022 bei Ihnen ange-
fragt und schon den Mitteilungsbogen vom Re-
gionalverband mitgeschickt. 
Ich habe das Dokument nochmal angehängt. 
 
Ich hatte im Plan gesehen das die Fläche noch 
nicht mitberücksichtigt wurden, dafür aber in 
der Nähe liegende Flächen. 
Was muss ich einreichen das meine Fläche mit-
berücksichtigt wird und ich zukünftig noch eine 
FFPV errichten kann? 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Der Anfrage nach einer Berücksichti-
gung der Flächen als Sonderbauflächen für 
Freiflächen-PV kann nicht entsprochen wer-
den. Auch wenn die niedrigen Bodenpunkte 
günstig für eine Potenzialfläche ausfallen, be-
findet sich die besagte Fläche in einem Vor-
ranggebiet (Ruhige Erholung in Natur und 
Landschaft) des regionalen Raumordnungs-
programms. 
Die kommunale Bauleitplanung passt sich an 
die Ziele der Raumordnung an und nur Flä-
chen in Vorbehaltsgebieten sind theoretisch 
einer Abwägung, hin zu einer abweichenden 
Nutzung, offen. Bei Vorranggebieten ist eine 
solche abweichende Nutzung, wie es hier der 
Fall wäre, nicht umsetzbar. Im Fall des ge-
planten Bereiches (PV.1) im Clausmoor, der 
sich ebenfalls in einem Vorranggebiet (Frei-
raumfunktion) befindet, handelt es sich um 
eine Fläche die unmittelbar an die dortige Bi-
ogasanlage angrenzt und deswegen Teil die-
ser Änderung ist. Vor allem aus diesem 
Grund wird in diesem speziellen Fall ein Ab-
weichen von den Zielen der Raumordnung 
begründet. 
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Private Person IV. vom 04.11.2024   

Aus der Presse und von unserem Freund Herrn 
X haben wir erfahren, das am BGS Neubokeler 
Straße ein Solarpark entstehen soll/könnte. 
 
Mein Mann und ich leben seit 54 Jahren (zwei 
Kinder) am BGS und wenn dieser Park entste-
hen sollte, ist dies ein großer Einschnitt in die 
Lebensqualität am BGS. 
Der Siedlerverein am BGS stattet jedes Jahr zu 
Ostern ein großes Osterfeuer aus. Dieses ist im-
mer ein sehr schönes Ereignis für die gesamte 
Familie. 
Die Menschen kommen auch aus anderen Ort-
schaften, weil dieses Osterfeuer für alles etwas 
bietet, ob Jung oder Alt. 
 
Die Bewohner des BGS nutzen das Gebiet um 
mit ihren Kindern spazieren zu gehen oder Dra-
chen steigen zu lassen (einfach schnell in der 
Natur zu sein), mit ihren Hunden spazieren zu 
gehen. 
Man trifft sich dort mit Freunden. Man lebt 
dort. Der Ort ist uns sehr wichtig. 
 
Auch sind auf den Wiesen, Wäldern und Fel-
dern viele Tiere angesiedelt, z.B. Igel (die vom 
Aussterben bedroht sind), Störche suchen hier 
ihre Nahrung. Greifvögel (roter Milan, Falken) 
haben hier ihre Brut- und Nahrungsgebiete. 
Rehe und Fledermäuse kann man auch be-
obachten und es sind bestimmt noch viele Tiere 
mehr. 
Ich glaube dieses Gebiet ist wichtiger für Flora 
und Fauna als für Solar. 
 
Wir als Familie sind absolut dagegen, dass hier 
ein Solarpark entsteht. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind 
insbesondere soziale und kulturelle Bedürf-
nisse der Bevölkerung zu beachten. 
Osterfeuer und Brauchtumsfeuer sind ein 
wichtiger Bestandteil der niedersächsischen 
Kultur. Mit der vorliegenden Planung handelt 
es sich um eine Angebotsplanung die eine 
Nutzung durch Freiflächen-PV erlauben soll. 
Weder werden Flächen enteignet, noch Ei-
gentümer verpflichtet ihre Flächen für die 
entsprechende Nutzung bereitzustellen. Ein 
Osterfeuer könnte also weiterhin stattfinden. 
Ein Anspruch auf ein Osterfeuer an einer be-
stimmten Stelle besteht dagegen nicht. 
 
Der Verwaltung ist bewusst, dass es gerade 
am Siedlungsrand zu Interessenskonflikten 
kommen kann. Sowohl die Belange der Be-
völkerung und ihrer Gesundheit als auch die 
Belange zur Nutzung erneuerbarer Energien 
treffen hier aufeinander. 
Im Kriterienkatalog sind Abstände zum Sied-
lungsrand von 100m festgeschrieben. Diese 
Abstände sind auf Ebene der Bebauungs-
pläne zu gewährleisten und entsprechend 
festzusetzen.  
 
 
Nach der Sichtung der Stellungnahmen wur-
den Teile der ursprünglichen Planflächen 
überarbeitet. Dadurch ergeben sich Anpas-
sungen bei der Lage, der Größe und der Be-
zeichnung einzelner/neuer Flächen. 

   
   

Private Person V. vom 08.11.2024   

   
Hiermit erhebe ich fristgerecht Einwendungen 
gegen die Planungen der Freiflächen PV-Anla-
gen bei der o.g. F-Planänderung. 
Die Einwendungen sind in dem Anhang konkre-
tisiert und begründet. 
Inhalt vom Anhang: 
Gegen die geplanten Größen der Ausweisung 
der Sonderbauflächen (Freianlagen PV) PV.2 
und PV.3 bei der Änderung des Flächennut-
zungsplanes „131.Änderung“ Teilpläne 1-4 er-
hebe ich Einwendungen. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung 
erfolgte eine Überarbeitung der PV-Flächen 
aus der sich Änderungen in Hinblick auf Aus-
dehnung, Lage und Bezeichnung der Flächen 
ergeben können. 
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Es ist geplant nördlich und nordwestlich der 
Siedlung BGS die Flächen PV.2 (23 ha) und PV.3 
(14 ha) als Sonderbaufläche (Freianlagen PV) 
auszuweisen. 
Aus meiner Sicht weisen diese Flächen mit ca. 
37 ha eine unverhältnismäßige Größenordnung 
auf. 
Sicher können solche Flächen geplant und kon-
zipiert werden, dass der Natur- als auch der 
Artenschutz Berücksichtigung finden. Auch 
können solche Anlagen derart gestaltet wer-
den, dass eine entsprechende Biodiversität und 
Umweltverträglichkeit gegeben ist und wo-
möglich auch noch Landwirtschaft betrieben 
werden kann. 
Allerdings muss bei der Ausweisung solch riesi-
ger Flächen nicht nur die Frage der 
Verträglichkeit solcher Anlagen im Zusammen-
spiel mit Umwelt- und Naturschutz 
Berücksichtigung finden, sondern ganz beson-
ders auch die Frage hinsichtlich der 
Lebensqualität für den Menschen, für die Bür-
gerinnen und Bürger der BGS-Siedlung und der 
Menschen, die diesen Bereich als Naherholung 
nutzen. 
Als Bewohner der BGS-Siedlung war mir beim 
Herzug im Jahr 2015 schon bewusst, dass 
westlich des Wilscher Weges eine Fliegerstaffel 
des BGS stationiert ist, ohne zu wissen, ob es 
beim nunmehr geplanten Ausbau der Flieger-
staffel zu einer Erhöhung des Flugverkehrs 
kommen könnte. Auch das ein ökologisch 
„wertvoller“ Golfplatz vorhanden ist, der in sei-
ner Gänze von Spaziergängern nicht genutzt 
werden darf, war mir ebenfalls bewusst. 
Mit der Ausweisung einer so riesigen PV-Frei-
fläche wird aber nunmehr ein „Bindeglied“ 
zwischen BGS-Fliegerstaffel und Golfplatz ge-
schaffen, dass praktisch dieser komplette Be-
reich als Naherholungsgebiet nicht mehr nutz-
bar ist. 
Die Planung in solch einem Ausmaß schränkt 
die Lebensqualität der BGS-Siedlung erheblich 
ein! 
Im Zusammenhang mit der PV-Fläche von PV 1 
wird in der Begründung zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes bei einer Größe von 10 
ha noch von einem „abwechslungsreichen 
Landschaftsbild“ gesprochen. 
Aus meiner Sicht ist bei solch einer Fläche, die 
eine Größe von 10 ha aufweist, dies entspricht 
immerhin ca. der Größe von 14 Fußballfeldern, 
schon schwer vorstellbar, wie hier noch eine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei dem vorliegenden Verfahren handelt es 
sich um eine Angebotsplanung bei der es Ziel 
ist, die Anlagen im Gemeindegebiet zu steu-
ern, einen Wildwuchs zu verhindern und die 
Flächeninanspruchnahme auf ein vertretba-
res Maß zu begrenzen. Was wiederum be-
deutet, dass nicht automatisch jede der dar-
gestellten Flächen auch genutzt werden wird. 
Zukünftig daraus entwickelte Bebauungs-
pläne würden wiederum Beteiligungsverfah-
ren nach sich ziehen und würden durch die 
verschiedenen politischen Gremien zur Ab-
stimmung kommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt hat bei der Aufstellung von Bauleit-
plänen insbesondere die Wohnbedürfnisse 
der Bevölkerung und gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
Dabei spielt auch die Naherholung eine wich-
tige Rolle und fließt in die Betrachtung wäh-
rend der Planung mit ein. 
Es wird zugestimmt, dass die Abstände aus 
dem Kriterienkatalog (100m zur zusammen-
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Landschaft erkennbar und zudem noch ab-
wechslungsreich sein soll, geschweige denn bei 
Flächen von PV.2 mit 23 ha bzw. PV.3 mit 14 
ha, auch wenn eine Unterteilung der Größen 
angedacht ist. 
Regelungen zu Abständen zur Wohnbebauung 
erfolgte bei der Flächen PV.2 ebenfalls nicht, so 
dass leider zu erwarten ist, dass das Land-
schaftsbild gleich im Anschluss an die vorhan-
dene Bebauung deutlich eingeschränkt werden 
kann. 
Die Ausweisung der Fläche PV.2 grenzt auch di-
rekt an die Bebauung der BGS-Siedlung. 
Ist es hier nicht ebenfalls sinnvoll Mindestab-
stände zur Bebauung einzuhalten? Gibt es 
hierzu keine rechtlichen Regelungen? 
Das Thema Erholung unter dem Punkt 2.3a 
„Schutzgut Mensch“ wird in der Begründung 
mit lediglich einem Satz erwähnt! 
Der Aussage in der Begründung zu diesem 
Punkt, dass die Fläche PV.2 nur eine geringe 
Bedeutung für die Erholung der Bevölkerung 
hat, muss ich ebenfalls widersprechen. Die Flä-
che wird sehr wohl von vielen Bürgerinnen und 
Bürgern der BGS-Siedlung als Fläche zu 
Spaziergängen genutzt, da sie auch mit Klein-
kindern aufgrund der nahen Erreichbarkeit 
dazu einlädt. 
Umso höher ist an dieser Stelle zu werten, dass 
diese Fläche auch nur teilweise für die 
Landwirtschaft genutzt wird und so die vorhan-
denen Wege zum Spazierengehen genutzt 
werden können auch wenn der „Bodenpunkt-
wert“ eher gering ist. 
Außerdem ist nicht nachvollziehbar, woher die 
Erkenntnis erlangt wird, dass diese Fläche 
lediglich einen geringen Erholungswert aufwei-
sen soll. Denn auch eine Nutzung als 
Kleingartenanlage ist vorhanden und diese die-
nen ja ebenfalls sehr wohl der Naherholung! 
Die Fläche, welche jedes Jahr durch die Siedler-
gemeinschaft als Platz für das immer sehr gut 
besuchte Osterfeuer genutzt wird, soll eben-
falls einfach überplant werden. Werden solche 
Belange, die dem Zusammenhalt der Gemein-
schaft dienen, bei der Ausweisung solcher 
überdimensioniert erscheinenden PV-Flächen in 
keinster Weise berücksichtigt? 
Die Heranziehung von Bodenpunkten für die-
sen Bereich zur Beurteilung der entsprechen-
den Nutzbarkeit als PV-Freifläche sollte aus 
meiner Sicht lediglich ein untergeordnetes Indiz 
bei der Auswahl der Flächen darstellen, da hier 
lediglich ein Abwägen von Landwirtschaft und 

hängenden Bebauung) in den bisherigen Dar-
stellungen nicht ausreichend berücksichtigt 
wurden. Generell sind diese Abstände auf 
Ebene der Bebauungspläne einzuhalten.  
Der Verwaltung ist bewusst, dass es gerade 
am Siedlungsrand zu Interessenskonflikten 
kommen kann. Sowohl die Belange der Be-
völkerung und ihrer Gesundheit als auch die 
Belange zur Nutzung erneuerbarer Energien 
treffen hier aufeinander. 
 
Grundsätzlich ist beabsichtigt, dass Feldwege 
weiterhin für die Bevölkerung und Anlieger 
nutzbar sein sollen. Doppelreihige Hecken-
strukturen können das ansonsten flache 
Ackerland aufwerten und gleichzeitig als 
Sichtschutz für Erholungssuchende dienen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Anhang an die Begründung der vorliegen-
den Planung findet sich der Kriterienkatalog 
der Stadt Gifhorn zu Freiflächen-Photovol-
taik. Darin ist vermerkt, dass vor dem Sat-
zungsbeschluss eines potenziellen Bebau-
ungsplanes ein Abstand zur zusammenhän-
genden Wohnbebauung von 100m gewähr-
leistet und eingehalten werden soll. Weitere 
immissionsfachliche Gutachten (Schall-
/Blendgutachten) hat ebenfalls der Inves-
tor/Anlagenbetreiber auf Ebene des Bebau-
ungsplanes oder bei der Realisierung im Rah-
men der Bauantragsplanung zu erbringen. 
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Nutzung der Fläche zur Solargewinnung gegen-
übergestellt wird. 
Wie fließt in die Bewertung zur Eignung solcher 
Flächen auch der Lebensraum in der Natur für 
den Menschen mit ein? Hierzu werden leider 
keine Aussagen getroffen. 
Sachlich nicht nachvollziehbar ist die Tatsache, 
inwieweit bereits alle Möglichkeiten der 
Nutzung von PV-Anlagen auf Bestandsdächern, 
insbesondere im Gewerbe und dem 
Industriebereich schon ausgenutzt wurde. Hier 
ist möglicherweise noch Potential vorhanden, 
bereits versiegelte Flächen (Dächer) für die 
Schaffung von Flächen für die Solarnutzung zu 
nutzen. Rechnerische Flächennachweise oder 
Angaben für konkrete Überprüfungen hierzu 
fehlen leider in der Begründung. 
Mir ist bewusst, dass der Klimawandel nur ge-
lingen kann, wenn Flächen für die Solarnutzung 
oder Windenergie vorgehalten oder ausgewie-
sen werden. Allerdings muss die Natur und der 
Lebensraum für den Menschen unter Berück-
sichtigung auch dieser Faktoren noch lebens-
wert bleiben. 
Ich bitte daher im Zuge der weiteren Planun-
gen, insbesondere die Flächen PV.2 und PV.3 
auf ein für den Lebensraum Mensch und für die 
Erhaltung des Landschaftsbildes in diesem Be-
reich auf ein vertretbares Maß, analog der Flä-
che PV.4 zu reduzieren. 
Die Größe von 53 Fußballfeldern für die Nut-
zung von PV-Freianlagen direkt an vorhande-
ner Bebauung ist den Menschen, insbesondere 
in der BGS-Siedlung, aus meiner Sicht nur 
schwer vermittelbar und zuzumuten! 

Dadurch sollen negative Auswirkungen auf 
die Bevölkerung vermieden werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach der Sichtung der Stellungnahmen wur-
den Teile der ursprünglichen Planflächen 
überarbeitet. Dadurch ergeben sich Anpas-
sungen bei der Lage, der Größe und der Be-
zeichnung einzelner/neuer Flächen. 

   
   

Private Person VI. vom 08.11.2024   

Durch die Medien haben wir erfahren, dass 
neue PV-Anlagen (BGS-Siedlung - Änderungs-
bereich PV2) in unserer unmittelbaren Nähe er-
stellt werden sollen. 
Wir sind direkt davon betroffen. 
Die geplanten Baumaßnahmen haben eine Ne-
gativwirkung auf das uns umgebene Natur- 
und Landschaftsbild. 
Des Weiteren befürchten wir, durch die über-
plante Zuwegung, eine eingeschränkte Erreich-
barkeit und Nutzung unseres Grundstücks. 
Es ist für uns nicht nachvollziehbar, wie eine 
Planung möglich ist, ohne Einbeziehung der 
Grundstücksbesitzer, einschließlich Bauern. 
Eine einfache Bekanntmachung reicht nach un-
serem Verständnis nicht aus! 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Die Bevölkerung und die Träger öffentlicher 
Belange werden, wie im Baugesetzbuch vor-
gesehen, über mehrere Beteiligungsphasen 
am Planverfahren beteiligt und darüber in-
formiert. Wie eine solche Bekanntmachung 
zu erfolgen hat wird ebenfalls im Baugesetz-
buch geregelt. 
Da es sich um eine Angebotsplanung handelt, 
müssen Projektentwickler mit den Flächenei-
gentümern abstimmen, ob diese sich bei ei-
nem potenziellen Projekt beteiligen wollen. 
Dabei verbleibt die Entscheidung in den Hän-
den der Flächeneigentümer. 
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Findet eine Ausgleichsbepflanzung statt? 
 
Wieso werden die Flächen des Golfplatzes nicht 
berücksichtigt? 
Die Flächen zwischen den PV-Anlagen können 
vermutlich bestens zum Golfspielen genutzt 
werden! 
 
Mit der Planung, bzw. Umsetzung des Solar-
parks (Änderungsbereich PV2) sind wir nicht 
einverstanden!!!!! 
 

Weiterhin sollen keine Zuwegungen über-
baut bzw. unterbrochen werden. 
 
Der Kriterienkatalog der Stadt Gifhorn zu 
Freiflächen-Photovoltaik sieht Abstandswerte 
zur zusammenhängenden Wohnbebauung 
von 100m vor. Im ersten Planentwurf wurden 
diese unzureichend berücksichtigt.  
 
 
Nach der Sichtung der Stellungnahmen wur-
den Teile der ursprünglichen Planflächen 
überarbeitet. Dadurch ergeben sich Anpas-
sungen bei der Lage, der Größe und der Be-
zeichnung einzelner/neuer Flächen. 
 

Private Person VII. vom 09.11.2024   

Grundsätzlich werden diese PV-Flächen als po-
sitiv angesehen. Wenn, gleichzeitig die erzeug-
ten Energiemengen gespeichert und zu sinnvol-
len Zeiten wieder in das Netz eingespeist wer-
den. 
Eine Genehmigung ohne gleichzeitige Speiche-
rung sollte abgelehnt werden. Der sog. Schrott-
strom zur Mittagszeit im Sommer verteuert die 
Stromkosten für die Bürger um ein Vielfaches. 
Es ist davon auszugehen, dass bei einem Über-
angebot, die PV-Anlagen zur Mittagszeit abge-
schaltet oder heruntergeregelt werden, da Ab-
nehmer im Europäischen Ausland nicht vorhan-
den sind. 
Als Information: Im Bayrischen Stromnetz gab 
es im Jahr 2023, 3 Millionen Abschaltungen im 
Jahr (Photovoltaik ab einer Größenordnung 
von 30 KW). 
Eine Ausweitung der Sonderbauflächen für 
FFPV auf die Kleingärten lehne ich entschieden 
ab. Die Aufheizung der Gesamtflächen und da-
mit mit zusätzlichen Windbewegungen sollte 
wissenschaftlich untersucht werden. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Grundsätzlich erlauben Sonderbauflä-
chen für Freiflächen-Photovoltaik auch eine 
spätere Errichtung von Speichermöglichkei-
ten für den erzeugten Strom. Auf Ebene der 
Bebauungspläne, die aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt werden, können die 
konkreten Projekte besser gesteuert und et-
waige Speicherungsmöglichkeiten verbindlich 
geplant werden. Für die Ebene der Flächen-
nutzungsplanung steht jedoch die Steuerung 
der Flächeninanspruchnahme im Vorder-
grund. 
 
 
 
 
 
Nach der Sichtung der Stellungnahmen wur-
den Teile der ursprünglichen Planflächen 
überarbeitet. Dadurch ergeben sich Anpas-
sungen bei der Lage, der Größe und der Be-
zeichnung einzelner/neuer Flächen. 

   
   

Private Person VIII. vom 09.11.2024   

Aus dem Amtsblatt für die Stadt Gifhorn Nr. 68, 
2024 konnte ich entnehmen, dass Sie eine Än-
derung des Flächennutzungsplanes (Freiflächen 
Photovoltaik) durchführen möchten. 
Als Eigentümer der landwirtschaftlichen Fläche 
der Gemarkung Gamsen, Flur 10, Flurstück x/y 
bin ich angrenzender Eigentümer der Ände-
rungsbereiche PV 2 und PV 3 und habe Inte-
resse daran, dass diese Fläche mit in den Flä-
chennutzungsplan für Freiflächen Photovoltaik 
aufgenommen wird. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  
Nach der Sichtung der Stellungnahmen wur-
den Teile der ursprünglichen Planflächen 
überarbeitet. Dadurch ergeben sich Anpas-
sungen bei der Lage, der Größe und der Be-
zeichnung einzelner/neuer Flächen. 
 
Ein Ziel dieser Flächennutzungsplanänderung 
war es, den Flächenverbrauch für Freiflä-
chen-Photovoltaik im Gemeindegebiet zu 
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steuern und höherwertige, potenziell ertrag-
reiche Flächen für die Landwirtschaft zu er-
halten. Darum wurde im Kriterienkatalog der 
Stadt Gifhorn für Freiflächen-Photovoltaik ein 
Bodenpunktewert von ≤25 festgelegt. Durch 
den höheren Bodenpunktewert der besagten 
Fläche findet sie in der aktuellen Planung 
keine Berücksichtigung. 

 


